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hAuptresultAte	der	AnAlyse	der	Abstimmung	
vom	29.	november	2009

Am	 29.	 november	 2009	 hatten	 die	 stimmberechtigten	 über	 drei	 vorlagen	 abzustimmen.	
zum	entscheid	standen	erstens	eine	verfassungsänderung	für	eine	neuregelung	der	ver-
wendung	 der	 steuern	 und	 zuschläge	 auf	 treibstoffen	 für	 den	 inländischen	 flugverkehr,	
zweitens	eine	volksinitiative	der	gruppe	für	eine	schweiz	ohne	Armee	für	ein	exportverbot	
für	kriegsmaterial	und	drittens	eine	volksinitiative	aus	svp-	und	edu-kreisen	für	ein	bau-
verbot	für	minarette.	das	volk	stimmte	der	minarettinitiative	mit	57.5%	zu.	es	hiess	auch	
die	 neuordnung	 der	 verwendung	 der	 treibstoffabgaben	 im	 flugverkehr	 gut	 und	 verwarf	
das	Waffenausfuhrverbot	deutlich.	die	relativ	hohe	beteiligung	von	53.4%	kam	nicht	wegen	
der	überdurchschnittlichen	mobilisierung	einzelner	gruppen	zustande.	so	beteiligten	sich	
z.b.	die	Ausländern	gegenüber	kritisch	eingestellten	personen	oder	die	verteidiger	einer	
starken	Armee	nicht	häufiger	als	andere.	die	einzige	Ausnahme	bildeten	konservative	junge	
frauen,	die	eine	für	ihre	Altersklasse	ungewohnt	hohe	partizipationsrate	aufwiesen.

die abstimmung über das Minarettverbot

das	stimmverhalten	zur	minarettinitiative	war	sehr	stark	vom	links-rechts-gegensatz	ge-
prägt.	die	linke	lehnte	sie	mit	über	80%	nein-stimmen	deutlich	ab.	die	rechte	stimmte	ihr	
fast	ebenso	klar	zu.	die	extremwerte	ergaben	sich	bei	der	äusseren	linken	mit	11%	Ja	und	
der	äusseren	rechten	mit	85%	Ja.	entscheidend	für	den	Ausgang	der	volksabstimmung	war	
deshalb	das	verhalten	der	politischen	mitte.	diese	nahm	das	minarettverbot	im	verhältnis	
zwei	zu	eins	an	und	verhielt	sich	damit	grundsätzlich	anders	als	bei	früheren	ausländerpo-
litischen	Abstimmungen.	die	sympathisanten	der	svp	standen	nahezu	geschlossen	hinter	
der	initiative,	die	Anhänger	der	grünen	und	der	sp	lehnten	sie	massiv	ab.	die	lager	der	fdp	
und	der	Cvp	waren	gespalten.	beide	entschieden	sich	knapp	gegen	die	parteiparole	(54%	
Ja	bei	der	Cvp,	60%	bei	der	fdp).
das	verdikt	der	volksabstimmung	lässt	sich	nicht	allein	mit	fremdenfeindlichkeit	und	dem	
Widerstand	gegen	die	globalisierung	und	einen	daraus	resultierenden	identitätsverlust	der	
schweiz	erklären.	personen,	welche	die	einwanderung	von	Ausländern	negativ	beurteilen,	
und	solche,	die	sich	eine	traditionelle	und	auf	sich	selbst	bezogene	schweiz	wünschen,	ha-
ben	das	minarettverbot	erwartungsgemäss	fast	einhellig	unterstützt.	bemerkenswerter	ist	
jedoch,	dass	auch	von	denjenigen,	die	sich	für	die	Chancengleichheit	zwischen	schweizern	
und	Ausländern	aussprechen	resp.	sich	für	eine	weltoffene	und	moderne	schweiz	einset-
zen,	rund	40%	für	das	minarettverbot	stimmten.	
von	den	gesellschaftlichen	merkmalen	wirkte	sich	die	 formale	bildung	am	stärksten	auf	
den	 Abstimmungsentscheid	 aus.	 Wer	 als	 bildungsabschluss	 eine	 berufslehre	 vorweisen	
kann,	stimmte	zu	76%	mit	Ja.	Wer	eine	höhere	berufsschule	oder	eine	hochschule	besuch-
te,	war	nur	zu	48%	resp.	34%	für	das	minarettverbot.	sowohl	reformierte	als	auch	katho-

lische	Christen	stimmten	zu	rund	60%	für	die	initiative,	wobei	die	intensität	der	glaubens-
ausübung	keine	rolle	spielte;	religionslose	personen	lehnten	sie	ab.	
insgesamt	gab	es	keine	signifikanten	unterschiede	im	Abstimmungsverhalten	nach	geschlecht	
und	Alter.	im	gegensatz	zu	den	nach	der	Abstimmung	geäusserten	vermutungen	ist	das	mina-
rettverbot	aber	bei	den	linken	frauen	sehr	schlecht	angekommen:	nur	16	prozent	stimmten	
dafür,	bei	den	linken	männern	waren	es	mit	21	prozent	etwas	mehr.	eine	stärkere	sympathie	
der	frauen	gegenüber	den	männern	für	das	minarettverbot	bestand	nur	im	lager	der	rechten:	
hier	legten	87	prozent	der	frauen	und	bloss	71	prozent	der	männer	ein	Ja	in	die	urne.	
bei	den	entscheidmotiven	der	befürworter	wurde	am	häufigsten	die	Absicht	genannt,	ein	
zeichen	gegen	die	Ausbreitung	des	islam	und	des	von	ihm	propagierten	gesellschaftsmo-
dells	zu	setzen.	viele	fügten	denn	auch	an,	dass	minarette	nichts	mit	der	religionsausübung	
zu	tun	hätten.	etwa	jeder	sechste	befürworter	begründete	seinen	entscheid	als	reaktion	
auf	die	diskriminierung	der	christlichen	kirchen	in	islamisch	geprägten	ländern.	konkrete	
kritik	an	den	 in	der	schweiz	 lebenden	muslimen	gaben	nur	15%	der	Ja-stimmenden	als	
entscheidmotiv	an.	die	zustimmung	zum	minarettverbot	darf	auf	 jeden	fall	nicht	als	ge-
nerelle	Ablehnung	der	in	der	schweiz	lebenden	muslime	interpretiert	werden.	so	erklärte	
sich	eine	mehrheit	von	64%	aller	stimmenden	voll	oder	ziemlich	davon	überzeugt,	dass	sich	
die	schweizerische	und	die	islamische	lebensweise	gut	vertragen.	Auf	das	stimmverhalten	
wirkte	sich	diese	positive	einschätzung	aber	überhaupt	nicht	aus.	Auch	diejenigen,	welche	
von	einer	sehr	guten	verträglichkeit	ausgehen,	stimmten	dem	verbot	des	baus	neuer	mina-
rette	mit	einem	Ja-Anteil	von	49%	zu.
bei	den	gegnern	war	die	einschränkung	der	 in	der	verfassung	garantierten	grundrechte	
auf	religionsfreiheit	und	nichtdiskriminierung	für	ihre	nein-stimme	ausschlaggebend.

die abstimmung über das Kriegsmaterialausfuhrverbot

der	individuelle	entscheid	über	das	exportverbot	für	kriegsmaterial	wurde	zur	hauptsache	von	
der	einordnung	auf	der	links-rechts-skala	bestimmt.	Je	weiter	 links	sich	 jemand	einstufte,	
desto	eher	war	er	dafür.	es	war	den	initianten	aber	nicht	gelungen,	zusätzlich	zur	linken	auch	
einen	 namhaften	 teil	 der	 politischen	 mitte	 für	 ihr	 Anliegen	 zu	 gewinnen.	 personen,	 die	 sich	
zur	mitte	zählen,	lehnten	das	begehren	mit	80%	fast	gleich	stark	ab	wie	die	rechte.	praktisch	
ungeteilte	zustimmung	fand	das	Waffenexportverbot	nur	bei	den	grünen,	bei	der	sp	befolgte	
nur	etwas	mehr	als	die	hälfte	(58%)	die	Ja-parole.	die	sympathisanten	der	drei	grossen	bür-
gerlichen	parteien	lehnten	die	initiative	sehr	deutlich	ab,	die	Cvp	mit	82%	nein,	die	svp	mit	87%	
und	die	fdp	mit	88%.	die	kritik	an	der	schweizer	Armee	stand	bei	dieser	Abstimmung	nicht	im	
zentrum:	das	exportverbot	wurde	auch	von	fast	jedem	zweiten	Armeekritiker	abgelehnt.
Je	höher	die	formale	bildung	einer	person,	desto	grösser	war	die	Wahrscheinlichkeit	 für	
ein	Ja.	Allerdings	überwog	bei	allen	bildungsgruppen,	also	auch	bei	den	stimmenden	mit	
einem	hochschulabschluss,	das	nein.	im	gegensatz	zur	initiative	für	die	Armeeabschaffung	
von	1989	war	das	Abstimmungsverhalten	nicht	linear	an	das	Alter	geknüpft.	den	höchsten	
Ja-stimmenanteil	 erzielte	 das	 Waffenausfuhrverbot	 nicht	 bei	 den	 jüngsten	 stimmenden	
(31%),	 sondern	bei	den	40–49jährigen	 (42%).	frauen	haben	der	 initiative	nicht	 signifikant	
häufiger	zugestimmt	als	männer.
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tabelle 1:  Abstimmungsergebnisse für die schweiz und nach kantonen, in prozent der 
stimmenden

Kantone stimmbeteiligung

in %

Finanzierung
Luftverkehr

% Ja

Waffenexport- 
verbot
% Ja

Minarettverbot

% Ja

schweiz 53.4 65.0 31.8 57.5

zh 54.9 69.2 33.9 51.8

be 51.4 65.7 29.7 60.7

lu 53.7 65.6 25.6 61.2

ur 52.0 59.3 15.6 63.8

sz 51.6 57.5 20.2 66.3

oW 61.0 65.2 19.1 62.4

nW 56.9 69.1 12.0 62.8

gl 46.9 65.3 21.9 68.8

zg 61,9 68.5 25.4 56.7

fr 51.5 64.3 29.0 55.9

so 55.0 60.9 26.2 64.0

bs 57.2 66.2 46.9 48.4

bl 50.5 65.9 34.2 59.9

sh 69.6 62.9 30.0 63.5

Ar 57.3 64.3 28.4 63.7

Ai 49.7 61.0 23.1 71.4

sg 53.8 63.5 26.5 65.9

gr 45.6 65.4 32.1 58.6

Ag 51.2 63.3 26.5 64.0

tg 53.3 62.7 21.6 67.7

ti 49.2 63.3 37.6 68.1

vd 52.8 64.2 40.5 46.9

vs 61.1 55.5 29.2 58.0

ne 53.9 60.8 37.2 49.2

ge 57.8 72.5 48.2 40.3

Ju 50.0 58.1 38.9 51.2

Quelle:	http//www.admin.ch	(vorläufige	ergebnisse)

genau	die	hälfte	der	Ja-stimmenden	gab	für	ihren	entscheid	pazifistische	gründe	an.	sie	
hofften,	mit	 ihrem	Ja	einen	beitrag	zur	verhinderung	von	kriegen	zu	 leisten.	rund	 jeder	
siebte	Ja-stimmende	glaubte,	ein	Ja	zu	den	rüstungsexporten	(und	nicht	zur	initiative)	ab-
gegeben	 zu	 haben.	 hätten	 diese	 personen	 ihren	 interessen	 gemäss	 mit	 nein	 gestimmt,	
wäre	der	Ja-Anteil	wohl	unter	die	30%-marke	gefallen.	für	80%	der	gegner	waren	wirt-
schaftspolitische	gründe	ausschlaggebend.	dabei	dominierte	ganz	klar	die	Angst	vor	dem	
verlust	von	Arbeitsplätzen.

die abstimmung über die spezialfinanzierung im Flugverkehr

mit	dem	obligatorischen	referendum	über	die	neuregelung	der	verwendung	der	Abgaben	
auf	treibstoffen	im	flugverkehr	haben	sich	die	stimmberechtigten	nur	wenig	auseinander-
gesetzt.	entsprechend	schlecht	war	denn	auch	der	kenntnisstand.	
befürworter	und	gegner	unterschieden	sich	sowohl	 in	bezug	auf	 ihre	politische	einstel-
lung	als	auch	auf	ihre	soziostrukturellen	merkmale	nur	wenig.	die	nein-stimmenden	waren	
einzig	bei	den	Angehörigen	der	äusseren	linken	in	der	mehrzahl,	die	gemässigten	linken	
stimmten	hingegen	nicht	anders	als	personen	aus	der	mitte	und	rechts	von	der	mitte.
für	eine	mehrheit	der	befürworter	war	es	eine	sache	der	gerechtigkeit,	dass	der	flugver-
kehr	die	von	ihm	abgelieferten	sonderabgaben	auf	treibstoffen	für	seine	eigenen	zwecke	
verwenden	darf.	bei	den	meisten	gegnern	gab	die	umweltschutzpolitisch	motivierte	grund-
sätzliche	kritik	am	flugverkehr	den	Ausschlag	für	das	nein.	

zur	methode

die	 vorliegende	 untersuchung	 beruht	 auf	 einer	 von	 der	 vox-partnerschaft	 realisierten	
reprä	sentativen	nachbefragung.	das	forschungsinstitut	gfs.bern	führte	die	befragung	in	
den	 zwei	 Wo	chen	 nach	 der	 volksabstimmung	 vom	 29.	 november	 2009	 durch,	 wobei	 31%	
der	 interviews	 in	 den	 ersten	 fünf	 tagen	 nach	 der	 Abstimmung	 stattfanden.	 die	 Analyse	
der	daten	wurde	durch	das	institut	 für	politikwissenschaft	an	der	universität	bern	(ipW)	
vorgenommen.	die	befra	gung	wurde	von	74	befragerinnen	von	zu	hause	aus	telefonisch	
ausgeführt,	wobei	das	for	schungsinstitut	gfs.bern	als	kontrollinstanz	die	möglichkeit	hat-
te,	die	 interviews	extern	zu	beaufsichtigen.	für	die	befragerinnen	und	die	befragten	war	
diese	überwachung	nicht	er	kennbar,	sie	wussten	aber	von	deren	existenz.	die	stichproben-
ziehung	 erfolgte	 in	 einem	 dreistufigen	 zufallsverfahren.	 der	 stichprobenumfang	 beträgt	
1008	 stimmberechtigte	 perso	nen.	 die	 grösse	 der	 stichprobe	 ergibt	 bei	 einer	 reinen	 zu-
fallsauswahl	und	einer	verteilung	der	prozentwerte	von	50%:50%	einen	stichprobenfehler	
von	+/–3.2	prozentpunkten.	bei	einer	geringeren	stichprobengrösse	erhöht	er	sich,	z.b.	bei	
den	722	effektiven	Abstimmungsteilnehmerinnen	auf	+/–	3.7	prozentpunkte.	liegen	die	pro-
zentwerte	weiter	auseinander,	so	reduziert	sich	der	stichprobenfehler.
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die Beteiligung

die	beteiligung	lag	mit	klar	überdurchschnittlichen	53%	im	rahmen	anderer	ausländerpo-
litischen	volksabstimmungen	der	letzten	Jahre	wie	etwa	denjenigen	zur	Ausdehnung	der	
personenfreizügigkeit	vom	25.	september	2005	resp.	8.	februar	2009	(54%	resp.	51%).	
praktisch	alle	personen,	die	sich	sehr	für	politik	interessieren,	nahmen	an	der	Abstimmung	
teil	(tabelle	1.2).	Wer	wenig	oder	überhaupt	nicht	an	politik	interessiert	ist,	beteiligte	sich	
kaum	oder	gar	nicht.	Wie	gewohnt	hatte	auch	das	Alter	einen	einfluss:	Während	bei	den	
unter	30jährigen	nur	jede	vierte	person	abstimmte,	waren	es	bei	den	mindestens	50	Jahre	
alten	bürgerinnen	und	bürgern	rund	70%.	Auffallend	ist,	dass	sich	in	der	jüngsten	Alters-
gruppe	(unter	30jährige)	die	frauen	mit	33%	viel	stärker	beteiligten	als	die	männer	(20%).	
die	überdurchschnittliche	hohe	partizipationsrate	bei	den	mehr	als	50	Jahre	alten	männern	
führte	jedoch	dazu,	dass	sich	insgesamt	keine	geschlechterdifferenz	feststellen	liess.
obwohl	das	kriegsmaterialexportverbot	die	schweizerische	Armee	nicht	direkt	tangierte,	
war	deren	existenz	und	funktion	im	Abstimmungskampf	namentlich	in	den	Argumenten	der	
gegner	doch	auch	präsent.	dabei	gelang	es	den	gegnern	aber	offenbar	nicht,	die	Anhänger	
einer	starken	Armee	zu	mobilisieren.	im	gegenteil,	wer	die	Armee	abbauen	möchte,	betei-
ligte	sich	mit	63%	stärker	an	der	Abstimmung	als	stimmberechtigte,	welche	sich	für	eine	
starke	Armee	einsetzen	(47%).
die	minarettverbotsinitiative	war	natürlich	weit	mehr	als	nur	eine	bau-	und	kirchenrechtli-
che	frage.	in	der	kampagne	der	befürworter	spielten	vor	allem	die	schweizerische	einwan-
derungspolitik,	die	veränderung	der	 identität	der	schweiz	 im	rahmen	der	globalisierung	
und	auch	die	geschlechtergleichstellungspolitik	eine	zentrale	rolle.	man	hätte	deshalb	er-
warten	können,	dass	sich	die	einstellung	zur	Ausländerpolitik,	zur	veränderung	der	schweiz	
und	zur	frauenpolitik	auf	die	mobilisierung	auswirken	würde.	
unsere	daten	zeigen	jedoch,	dass	sich	das	minarettverbot	nicht	besonders	mobilisierend	
für	personen	auswirkte,	welche	den	Ausländern	gegenüber	negativ	eingestellt	sind.	im	ge-
genteil,	wer	den	Ausländern	gleiche	rechte	wie	den	schweizern	zuerkennen	will,	beteiligte	
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die	bedeutung	der	vorlAgen,	die	beteiligung	
und	die	meinungsbildung

die Bedeutung der Vorlagen

Am	 29.	 november	 2009	 hatten	 die	 stimmberechtigten	 über	 drei	 vorlagen	 abzustimmen.	
zum	entscheid	standen	erstens	eine	verfassungsänderung	für	eine	neuregelung	der	ver-
wendung	 der	 steuern	 und	 zuschläge	 auf	 treibstoffen	 für	 den	 inländischen	 flugverkehr,	
zweitens	eine	volksinitiative	der	gruppe	 für	eine	schweiz	ohne	Armee	 für	ein	exportver-
bot	für	kriegsmaterial	und	drittens	eine	volksinitiative	aus	svp-	und	edu-kreisen	für	ein	
bauverbot	 für	minarette.	das	volk	stimmte	dieser	 letzten	 initiative	 zu.	es	hiess	auch	die	
neuordnung	der	verwendung	der	treibstoffabgaben	 im	flugverkehr	gut	und	verwarf	das	
Waffenausfuhrverbot	deutlich.	
die	in	der	vox-Analyse	befragten	stimmberechtigten	stuften	die	Abstimmung	über	das	ver-
bot	des	baus	von	minaretten	als	die	wichtigste	der	drei	entscheidungen	ein.	vier	von	fünf	
personen	glaubten,	dass	ihre	bedeutung	für	die	schweiz	gross	oder	sogar	sehr	gross	sei	
(tabelle	1.1).	damit	erreichte	das	minarettverbot	zwar	nicht	ganz	den	bedeutungswert,	auf	
den	europapolitische	entscheide	(bilaterale	ii,	Ausweitung	der	personenfreizügigkeit)	ge-
kommen	waren.	er	lag	mit	einem	mittelwert	von	7.7	auf	einer	von	null	bis	zehn	reichenden	
skala	aber	deutlich	über	dem	langjährigen	durchschnittswert	aller	Abstimmungen	von	6.9.	
Wie	 meistens	 wurde	 die	 persönliche	 bedeutung	 der	 vorlage	 etwas	 weniger	 hoch	 einge-
schätzt	als	deren	nationale	Wichtigkeit.	mehr	als	60%	der	bürgerinnen	und	bürger	glaubten	
jedoch,	dass	der	Ausgang	der	Abstimmung	über	die	minarettinitiative	auch	für	sie	persön-
lich	wichtig	sei.	die	an	der	Abstimmung	teilnehmenden	massen	dem	minarettverbot	eine	
grössere	bedeutung	zu	als	die	nichtstimmenden.	besonders	gross	fiel	diese	differenz	bei	
der	persönlichen	betroffenheit	aus,	welche	78%	der	stimmenden,	aber	nur	41%	der	Absti-
nenten	als	gross	beurteilten.	zwischen	den	befürwortern	und	den	gegnern	gab	es	hingegen	
kaum	unterschiede	in	der	einstufung	der	Wichtigkeit.
Als	überdurchschnittlich	wichtig,	sowohl	für	die	schweiz	als	ganzes	wie	auch	für	sich	per-
sönlich	erachteten	die	stimmberechtigten	auch	den	entscheid	über	ein	verbot	von	kriegs-
materialexporten.	die	dritte	vorlage	wurde	demgegenüber	als	unwichtig	eingestuft.	kaum	
jemand	glaubte,	von	diesem	beschluss	über	die	zukünftige	verwendung	der	Abgaben	auf	
dem	flugbenzin	wesentlich	betroffen	zu	sein.

Luftverkehr Waffenexport Minarettverbot

bedeutung	für	...in	% das	land sich	selbst das	land sich	selbst das	land sich	selbst

sehr	klein	(0,	1)
klein	(2–4)
mittel	(5)
gross	(6–8)
sehr	gross	(9,	10)

7
19
22
42
10

25
27
28
18
2

3
6
12
52
27

9
15
21
40
15

3
5
9

43
40

8
11
19
34
28

Arithmetisches	mittel 5.7 3.7 7.2 5.9 7.7 6.5

(n) 799 882 923 940 950 967

durchschnitt	2000–2009 6.9 5.4

©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

tabelle 1.1:  Wahrnehmung der bedeutung der vorlage für das land und für sich selbst,  
in prozent stimmberechtigter
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sich	überdurchschnittlich	stark	am	urnengang	(60%).	Auch	personen,	denen	die	Wahrung	
der	schweizerischen	traditionen	ein	sehr	wichtiges	Anliegen	ist,	nahmen	nicht	überdurch-
schnittlich	oft	an	der	Abstimmung	teil.	es	liessen	sich	vor	allem	personen	mobilisieren,	die	
im	Widerstreit	zwischen	einer	modernen	und	einer	traditionellen	schweiz	eine	mittelposi-
tion	einnehmen.	
ferner	trifft	auch	die	these	nicht	zu,	dass	sich	personen,	denen	eine	gleichberechtigte	stel-
lung	der	frau	in	der	gesellschaft	besonders	wichtig	ist,	überdurchschnittlich	stark	haben	
mobilisieren	lassen	um	ihr	unbehagen	über	die	frauenfeindlichen	tendenzen	des	islam	und	
der	von	ihm	geprägten	gesellschaften	auszudrücken.	diese	personen	beteiligten	sich	nur	
zu	43%	an	der	Abstimmung,	wer	jedoch	gegen	massnahmen	zur	förderung	von	frauen	ist,	
zu	62%.	diese	differenz	ist	fast	ausschliesslich	auf	das	verhalten	der	jüngeren	generatio-
nen	zurückzuführen.	Wer	jünger	als	40	Jahre	und	für	förderungsmassnahmen	zugunsten	
von	frauen	ist,	beteiligte	sich	nur	zu	22%,	wer	aus	dieser	Altersklasse	gegen	die	frauenför-
derung	ist,	jedoch	zu	43%.

tabelle 1.2:  beteiligung nach sozialen und politischen merkmalen, in prozent der  
teilnehmenden

Merkmale/Kategorien teilnahme in % n Korrelationskoeffizienta

total	vox	(gewichtet) 53 1008

interesse an der Politik V = 0.63***

sehr	interessiert 95 171

ziemlich	interessiert 72 426

eigentlich	nicht	interessiert 22 277

überhaupt	nicht	interessiert 5 129

alter V = 0.38***

18	bis	29	Jahre 25 194

30	bis	39	Jahre 39 223

40	bis	49	Jahre 62 167

50	bis	59	Jahre 66 166

60	bis	69	Jahre 73 132

70	Jahre	und	darüber 75 125

Parteisympathie V = 0.26***

sp	–	sozialdemokratische	partei 62 149

Cvp	–	Christlichdemokratische	volkspartei 65 71

fdp.	die	liberalen	 50 135

svp	–	schweizerische	volkspartei 69 117

grüne (84) 43

keine	partei 43 388

ausbildung V = 0.21***

obligatorische	schulzeit 39 72

lehre 45 467

matur/lehrerseminar 53 93

fachschule 65 155

universität,	fachhochschule 68 217

einordnung auf der Links/rechts-achse V = 0.17***

linksaussen 55 87

links 68 178

mitte 49 363

rechts 61 146

rechtsaussen 68 94

Wertvorstellung: armee V = 0.17***

präferenz	starke	Armee 47 484

gemischte	vorstellungen 59 248

präferenz	keine	Armee 63 259

Wertvorstellung: Chancengleichheit ausländerinnen V = 0.15***

präferenz	Chancengleichheit 60 343

gemischte	vorstellungen 55 304

präferenz	Chancenungleichheit 43 336

Wertvorstellung: Modernität V = 0.15***

präferenz	moderne	schweiz 46 409

gemischte	vorstellungen 62 393

präferenz	traditionelle	schweiz 50 190

geschlecht n.s.

stadt/land n.s.

a		zur	interpretation	der	statistischen	masszahlen	vgl.	«methodischer	steckbrief».
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.
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die Meinungsbildung – entscheidschwierigkeit, Zeitpunkt des stimmentscheids und  
Mediennutzung
	
von	 den	 drei	 vorlagen	 blieb	 die	 minarettinitiative	 am	 deutlichsten	 im	 gedächtnis.	 in	 der	
nachbefragung	wussten	noch	96%	der	teilnehmenden	und	80%	der	Abstinenten,	dass	da-
rüber	entschieden	worden	war.	An	das	Waffenexportverbot	vermochten	sich	noch	64%	der	
stimmenden	und	40%	der	nichtteilnehmenden	zu	erinnern.	schon	mehrheitlich	vergessen	
war	die	spezialfinanzierung	des	luftverkehrs,	die	nur	noch	bei	weniger	als	der	hälfte	der	
stimmenden	(45%)	und	bloss	bei	9%	der	nichtstimmenden	präsent	war.	
die	 stimmabsichten	 zur	 minarettinitiative	 waren	 retrospektiv	 gesehen	 bei	 der	 hälfte	 der	
stimmenden	 schon	 lange,	 d.h.	 mindestens	 6	 Wochen	 vor	 der	 Abstimmung	 gemacht	 (ta-
belle	1.3).	in	den	letzten	2	Wochen	entschieden	sich	31	prozent,	in	den	letzten	tage	mit	9%	
nur	wenige.	die	entscheidfindung	wurde	bei	der	am	wenigsten	umstritt	enen	vorlage,	der	
spezialfinanzierung	des	luftverkehrs,	am	schwierigsten	empfunden	(tabelle	1.3).	nur	45%	
der	stimmenden	hatte	mit	dieser	in	den	medien	und	in	der	Öffentlichkeit	kaum	diskutierten	
vorlage	keine	grösseren	probleme.	beim	kriegsmaterialexportverbot	und	beim	verbot	des	
baus	von	minaretten	waren	die	im	titel	enthaltenen	forderungen	sehr	klar.	das	Abwägen	
der	vor-	und	nachteile	war	dann	für	 je	rund	80%	der	stimmenden	nicht	mehr	besonders	
schwierig.	dieser	entscheid	ist	von	den	befürwortern	der	minarettinitiative	gleich	schwer	
empfunden	worden	wie	von	den	gegnern.

Luftverkehr Waffenexport- 
verbot

Minarett- 
verbot

zeitpunkt	des	stimmentscheids	(n	=659–721)

6	Wochen	und	mehr	vor	der	Abstimmung 30 41 48

3.	bis	5.	Woche	vor	der	Abstimmung 23 23 21

1.	bis	2.	Wochen	vor	der	Abstimmung 30 26 22

in	der	letzten	Woche	vor	der	Abstimmung 17 10 9

schwierigkeit	der	entscheidung	a	(n	=–722)

eher	einfache	entscheidung 45 78 81

eher	schwierige	entscheidung 39 18 17

Weiss	nicht,	keine	Antwort 15 4 2

a		das	total	liegt	unter	100%,	da	«weiss	nicht»	und	«keine	Antwort»	in	der	tabelle	nicht	aufgeführt	sind.
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

tabelle 1.3:  Zeitpunkt der stimmentscheidung und schwierigkeit bei der meinungs-
bildung, in prozent der teilnehmenden

Auch	bei	der	volksabstimmung	vom	29.	november	waren	die	klassischen	medien	(presse,	
radio	und	fernsehen)	die	am	häufigsten	genutzten	informationsmittel.	die	redaktionellen	
beiträge	 in	den	zeitungen	 lagen	wie	meistens	an	der	spitze	der	rangliste	mit	einer	nut-
zungsquote	von	85%	aller	Abstimmenden;	56%	beachteten	auch	die	in	den	zeitungen	abge-
druckten	leserbriefe.	die	diskussionen	im	fernsehen	wurden	von	77%	der	stimmenden	für	
die	meinungsbildung	genutzt.	Weniger	beachtung	fanden	die	radiosendungen	zu	den	drei	
Abstimmungsvorlagen	mit	einem	Anteil	von	61%.	Wie	gewohnt	fand	auch	die	vom	bundesrat	
verteilte	informationsbroschüre	(bundesbüchlein)	viel	Aufmerksamkeit;	72%	der	stimmen-
den	verwendeten	sie.	
die	nutzung	des	internet	als	informationsquelle	stieg	weiter	leicht	an	und	erreichte	22%.	
dabei	bestätigten	sich	unsere	früheren	befunde,	dass	die	generationsspezifischen	unter-
schiede	 bei	 der	 nutzung	 zwar	 weiterhin	 bestehen,	 sich	 aber	 langsam	 einebnen:	 bei	 den	
Altersgruppen	18–29	und	30–39	Jahre	ist	es	mehr	als	jeder	dritte,	und	bei	den	gruppen	der	
40–49,	50–59	und	60–69	Jahre	alten	personen	jeweils	mehr	als	jeder	fünfte,	der	das	internet	
bei	volksabstimmungen	nutzt.	einzig	die	70	und	mehr	Jahre	alten	stimmenden	fallen	mit	
einer	Quote	von	nur	6%	deutlich	ab.	diese	Altersgruppe	erreicht	demgegenüber	beim	radio	
mit	einem	Anteil	von	74%	einen	spitzenwert.	in	der	jüngsten	Altersklasse	verwendete	nur	
jede	dritte	person	das	radio	zur	meinungsbildung.	 im	langjährigen	vergleich	überdurch-
schnittlich	viele	stimmende	gaben	an,	dass	sie	auch	die	gedruckten	Werbemittel	wie	inse-
rate	(50%),	prospekte	und	flugblätter	(48%)	sowie	plakate	(53%)	zur	meinungsbildung	bei-
gezogen	hätten.	trotz	der	nach	der	Abstimmung	aufgeflammten	diskussion	über	den	sinn	
und	 die	 Qualität	 der	 repräsentativbefragungen	 im	 vorfeld	 der	 Abstimmungen	 gaben	 mit	
43%	nicht	mehr	leute	an,	sich	auf	diese	abgestützt	zu	haben,	als	dies	bei	der	Abstimmung	
vom	17.	mai	2009	der	fall	gewesen	war.
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speziAlfinAnzierung	von	AufgAben	im	luftverkehr

die ausgangslage

bei	der	spezialfinanzierung	von	Aufgaben	im	luftverkehr	ging	es	um	die	zukünftige	vertei-
lung	der	vom	bund	auf	allen	treibstoffen	erhobenen	Abgaben	(steuer	und	zuschlag).	bisher	
waren	diese	Abgaben	auch	auf	den	treibstoffen	für	inland-	und	privatflüge	erhoben	wor-
den.	ihr	ertrag	kam,	nach	Abzug	des	beitrags	an	die	allgemeine	bundeskasse,	aber	nicht	
dem	flugverkehr	und	seinen	infrastrukturen	zu	gute,	sondern	dem	strassenverkehr.	um	
dem	prinzip	zum	durchbruch	zu	verhelfen,	dass	dieser	zweckgebundene	Anteil	demjenigen	
verkehrsträger	zukommen	soll,	der	ihn	entrichtet,	wird	neu	der	flugverkehr	selbst	davon	
profitieren.	verwendet	werden	sollen	diese	gelder	 für	die	verbesserung	der	 technischen	
sicherheit,	der	terrorabwehr	und	des	umweltschutzes.	im	parlament	war	dem	vorschlag	
des	bundesrates	von	seiten	der	sp	und	der	gp	kritik	erwachsen.	umstritten	war	insbeson-
dere	die	verwendung	der	mittel.	obwohl	es	sich	nur	um	die	bescheidene	summe	von	rund	
40	mio	fr.	pro	Jahr	handelt,	musste	das	volk	den	parlamentsbeschluss	bestätigen,	da	die	
entsprechenden	vorschriften	in	der	bundesverfassung	festgelegt	sind	(Art.	86	bv).
eine	kampagne	fand	zu	dieser	vorlage	kaum	statt.	das	thema	wurde	zwar	in	den	medien	
behandelt,	plakate	oder	inserate	gab	es	hingegen	weder	auf	befürworter-	noch	auf	geg-
nerseite	 in	 wahrnehmbarem	 umfang.	 ihre	 kritik	 am	 flugverkehr,	 den	 sie	 als	 noch	 um-
weltschädlicher	als	den	strassenverkehr	beurteilen,	veranlassten	die	gp	und	die	evp	zur	
neinparole	 und	 die	 sp	 zur	 stimmfreigabe.	 die	 bürgerlichen	 regierungsparteien	 und	 die	
unternehmerverbände	empfahlen	ein	Ja.

das abstimmungsprofil

beim	entscheid	über	die	neuregelung	der	verwendung	der	treibstoffabgaben	des	flugver-
kehrs	unterschieden	sich	befürworter	und	gegner	sowohl	in	bezug	auf	ihre	politische	ein-
stellung	als	auch	auf	 ihre	soziostrukturellen	merkmale	nur	wenig.	die	nein-stimmenden	
waren	einzig	bei	den	Angehörigen	der	äusseren	linken	in	der	mehrzahl,	die	gemässigten	
linken	stimmten	hingegen	nicht	anders	als	personen	aus	der	mitte	und	rechts	von	der	mitte	
(tabelle	2.1).	die	sich	zur	äusseren	rechten	zählenden	waren	etwas	skeptischer,	nahmen	
die	vorlage	aber	auch	noch	deutlich	an.	Analog	dazu	fiel	auch	der	entscheid	der	parteisym-
pathisanten	aus.	Anhänger	der	svp,	der	sp	und	sogar	der	gp	akzeptierten	die	neuregelung,	
aber	weniger	deutlich	als	diejenigen	der	fdp	und	der	Cvp.	neben	der	parteisympathie	wirk-
te	sich	auch	die	einstellung	zum	umweltschutz	geringfügig	auf	den	Abstimmungsentscheid	
aus.	Wer	diesem	priorität	vor	der	wirtschaftlichen	entwicklung	einräumt,	nahm	die	vorlage	
etwas	weniger	klar	an.	obwohl	sich	viele	bürgerinnen	und	bürger	in	ihrer	meinungsbildung	
über	diese	wenig	diskutierte	verfassungsänderung	von	den	empfehlungen	der	politischen	
behörden	leiten	liessen,	spielte	das	regierungsvertrauen	keine	signifikante	rolle	für	den	
entscheid.	die	zustimmungsrate	war	zwar	bei	personen,	welche	der	regierung	vertrauen	
etwas	höher,	aber	auch	die	misstrauischen	stimmten	zu	58%	zu.	

Merkmale/Kategorien % Jaa (n)
Korrelations-

koeffizienta

total	vox	(gewichtet) 65% 537

einordnung auf der Links/rechts-achse V = 0.24***

linksaussen 33 54

links 72 126

mitte 67 167

rechts 73 89

rechtsaussen 62 71

Parteisympathie V = 0.17*

sp	–	sozialdemokratische	partei	 59 97

Cvp	–	Christlichdemokratische	volkspartei (70) 46

fdp.	die	liberalen 79 67

svp	–	schweizerische	volkspartei	 55 93

grüne (55) 38

keine	partei 69 153

Wertvorstellung: Umweltschutz vs. Wohlstand V = 0.12*

präferenz	umweltschutz 59 278

gemischte	vorstellungen 71 198

präferenz	Wirtschaftlicher	Wohlstand (64) 42

a	zur	interpretation	der	statistischen	masszahlen	vgl.	«methodischer	steckbrief».
die	zahlen	in	klammern	geben	lediglich	eine	tendenz	an,	da	die	Anzahl	fälle	unter	50	liegt		
und	deshalb	keine	statistischen	schlüsse	zulässt.
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

tabelle 2.1:  luftverkehr – stimmverhalten nach politischen merkmalen, in prozent 
Ja-stimmender

Jüngere	stimmende	zeigten	sich	gegenüber	der	spezialfinanzierung	des	luftverkehrs	et-
was	skeptischer	als	ältere	personen,	aber	auch	sie	stimmten	mehrheitlich	zu.	überdurch-
schnittlich	viele	nein-stimmen	(43%)	gab	es	auch	auf	dem	land	(tabelle	2.2).
tendenziell	stimmten	personen	mit	höherer	bildung	etwas	stärker	zu	als	grund-	und	be-
rufsschulabsolventen;	die	differenz	ist	aber	statistisch	nicht	signifikant.	keine	unterschiede	
bestanden	zwischen	den	geschlechtern	und	in	bezug	auf	die	sprachregionen.	obwohl	die	
einnahmen	für	den	strassenbau	mit	dieser	neuen	verteilungsregel	leicht	reduziert	werden,	
stimmten	die	Automobilisten	ebenso	stark	zu	wie	personen	aus	autolosen	haushalten.
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Merkmale/Kategorien % Jaa (n)
Korrelations-

koeffizienta

total	vox	(gewichtet) 65% 537

alter V = 0.18**

18	bis	29	Jahre (56) 39

30	bis	39	Jahre 55 89

40	bis	49	Jahre 64 104

50	bis	59	Jahre 60 118

60	bis	69	Jahre 72 97

70	und	mehr	Jahre 80 88

stadt/Land V = 0.12*

ländliche	gemeinden 57 177

kleine	und	mittlere	Agglomerationen 66 178

grosse	Agglomerationen/städte 71 181

a	zur	interpretation	der	statistischen	masszahlen	vgl.	«methodischer	steckbrief».
die	zahlen	in	klammern	geben	lediglich	eine	tendenz	an,	da	die	Anzahl	fälle	unter	50	liegt	und		
deshalb	keine	statistischen	schlüsse	zulässt.
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

Wahrnehmung*
total  

% (1008)
teilnehmende  

% (722)
nichtteilnehmende 

% (286)

neuregelung/umverteilung	der	flugbenzinsteuer 30 43 15

						davon	explizit	einnahmen	der		
flugbenzin	steuer	für	flugverkehr

6 9 2

zukunft	der	finanzierung	des	flugverkehrs 4 7 1
falsche	Antwort 3 5 2
Weiss	nicht	 57 38 77

*	die	Aussagen	wurden	nach	beteiligung	gewichtet.
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

spontan geäusserte Gründe für den entscheid
erstnennungen

in % (n=536)
totalnennungen

in % (n=536)

Ja-stimmende
es	ist	gerecht,	wenn	der	luftverkehr	seine	steuern	erhält 36 41
Wegen	empfehlung	durch	bundesrat,	parlament,	parteien	 18 19
Allgemeine	positive	Aussagen 18 18
ist	gut	für	luftverkehr 8 12
ist	gut	für	umweltschutz 7 7
Weiss	nicht,	keine	Antwort 7 7
nein-stimmende
gegen	förderung	des	luftverkehrs 34 40
geld	für	andere	zwecke	verwenden 18 23
davon	für	strassenbau 12 15
Allgemein	negative	Aussagen 17 18
Weiss	nicht,	keine	Antwort 15 15
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

tabelle 2.2:  luftverkehr – stimmverhalten nach gesellschaftlichen merkmalen,  
in prozent Ja-stimmender

tabelle 2.3:  luftverkehr – Wahrnehmung der inhalte, in prozent stimmberechtigter 
(nur erstnennungen)

tabelle 2.4: luftverkehr – motive der stimmenden (mehrere Antworten möglich)

die Wahrnehmung

die	kaum	bestrittene	spezialfinanzierung	für	den	luftverkehr,	über	die	nur	deshalb	abge-
stimmt	werden	musste,	weil	sie	als	steuerfrage	in	der	verfassung	aufgeführt	ist,	vermoch-
te	sich	in	den	köpfen	der	schweizerinnen	und	schweizer	nicht	zu	verankern.	mehr	als	die	
hälfte	der	stimmberechtigten	wussten	einige	tage	nach	der	Abstimmung	nicht	mehr,	um	
was	es	dabei	konkret	gegangen	war	(tabelle	2.3).	Auch	von	den	stimmenden	vermochten	
sich	38%	nicht	mehr	an	den	 inhalt	der	vorlage	zu	erinnern.	 immerhin	etwas	mehr	 (43%)	
gaben	an,	dass	es	um	die	neuregelung	der	verwendung	der	flugbenzinsteuern	gegangen	
war.	der	schlechte	kenntnisstand	der	stimmenden	schlägt	sich	auch	darin	nieder,	dass	14%	
der	stimmenden	angaben,	leer	eingelegt	zu	haben	(in	der	realität	waren	es	rund	4%)	und	
weitere	8%	sich	nicht	mehr	erinnern	konnten,	wie	sie	gestimmt	hatten.	bei	denjenigen,	die	
zu	ihrer	Ja-	oder	nein-stimme	standen,	waren	die	vorlagenkenntnisse	etwas	besser.	die	
zahl	der	nicht	oder	falsch	informierten	betrug	bei	ihnen	<nur>	33%.

die entscheidmotive

trotz	der	schlechten	kenntnisse	über	die	Abstimmungsvorlage	begründeten	immerhin	gut	
die	hälfte	der	Ja-stimmenden	und	zwei	drittel	der	gegner	ihren	entscheid	mit	konkreten	
und	sachlich	angebrachten	Argumenten	(tabelle	2.4).	für	41%	der	befürworter	war	es	eine	
sache	der	gerechtigkeit,	dass	der	flugverkehr	die	von	 ihm	abgelieferten	sonderabgaben	
auf	treibstoffen	für	seine	eigenen	zwecke	verwenden	darf.	Je	rund	18%	führten	als	erst-
nennung	an,	dass	die	vorlage	eine	gute	sache	sei	resp.	dass	sie	der	empfehlung	von	partei-
en	oder	politischen	behörden	gefolgt	seien.
für	40%	der	gegner	war	ihre	grundsätzlich	negative	haltung	zum	flugverkehr	ausschlag-
gebend	für	ihr	nein.	fast	jeder	vierte	hätte	es	vorgezogen,	dass	diese	steuereinnahmen	auf	
andere	Weise	ausgegeben	würden;	insgesamt	15%	der	gegner	sprachen	sich	für	die	bishe-
rige	verwendung	zu	gunsten	des	strassenverkehrs	aus.	Auch	unter	den	gegnern	konnten	
viele	ihren	entscheid	in	der	nachbefragung	nicht	mehr	begründen	(15%)	oder	vermochten	
nur	allgemeine	Argumente	(«ist	nichts	gutes»)	anzugeben	(17%).	
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tabelle 2.5:  luftverkehr – Anklang der pro- und kontra-Argumente bei den stimmen-
den in prozent

Pro-argumente einver-
standen

nicht ein-
verstanden

Weiss  
nicht

Konsi- 
stenza

der	luftfahrtstandort	schweiz	muss	
gestärkt	werden.

stimmende 56 36
80Ja-stimmende 70 23

nein-stimmende 31 60

die	treibstoffsteuern	auf	flugbenzin	
sollen	dem	luftverkehr	zu	gute	kom-
men.	das	ist	verursachergerecht.

stimmende 70 24 6
79Ja-stimmende 86 9 5

nein-stimmende 42 51 7

Kontra-argumente einver-
standen

nicht ein-
verstanden

Weiss  
nicht

Konsis-
tenza

die	treibstoffsteuern	auf	flugbenzin	
sollen	weiterhin	dem	strassenverkehr	
zu	gute	kommen.

stimmende 35 56 9
61Ja-stimmende 21 69 10

nein-stimmende 62 31 7

die	luftfahrt	hat	die	schlechteste	Öko-
bilanz.	sie	darf	nicht	mit	steuermitteln	
unterstützt	werden.

stimmende 50 38 13
53Ja-stimmende 35 50 15

nein-stimmende 73 18 9

resultate	in	linienprozenten.	lesebeispiel:	56%	aller	stimmenden	(70%	der	Ja-stimmenden;	31%	der	
nein-stimmenden)	pflichteten	dem	ersten	Argument	(«der	luftfahrtstandort	…»)	zu,	36%	(23%	der	
Ja-stimmenden	und	60%	der	nein-stimmenden)	lehnten	es	ab	und	8%	(7%;	9%)	konnten	sich	nicht	ent-
scheiden.	80%	derjenigen,	die	mit	dem	Argument	einverstanden	sind,	haben	tatsächlich	ja	gestimmt.
n	gesamtheit	der	antwortenden	stimmenden	=	533	(gewichtet).
a			verhaltenskonsistenz	liegt	dann	vor,	wenn	möglichst	viele,	die	sich	mit	einem	pro-Argument	

(resp.	kontra-Argument)	einverstanden	erklären,	auch	tatsächlich	ja	(resp.	nein)	stimmen.	
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

die Pro- und Kontra-argumente

die	kontrahenten	beurteilten	die	von	uns	zur	beurteilung	präsentierten	pro-	und	kontra-	
Argument	 sehr	 gegensätzlich.	 kein	 einziges	 Argument	 vermochte	 auf	 der	 gegenseite	
eine	 mehrheit	 zu	 überzeugen	 (tabelle	 2.5).	 Am	 meisten	 zustimmung	 bei	 der	 gesamtheit	
der	stimmenden	(70%)	fand	das	gerechtigkeits-Argument,	das	für	eine	zweckbindung	der	
treibstoffabgaben	analog	zum	strassenverkehr	auch	beim	flugverkehr	plädierte.	diesem	
Argument	stimmten	86%	der	befürworter	und	immerhin	auch	42%	der	nein-stimmenden	
zu.	 Was	 gerecht	 ist,	 muss	 aber	 noch	 nicht	 als	 gut	 beurteilt	 werden:	 die	 forderung,	 mit	
diesen	geldern	den	luftverkehr	zu	stärken,	war	in	beiden	lagern	weniger	populär.	Ähnlich	
fiel	die	reaktion	auf	das	gegnerische	Argument	aus,	dass	der	luftverkehr	als	unökologi-
sche	transportart	nicht	noch	zusätzlich	finanziell	unterstützt	werden	soll.	für	das	total	der	
stimmenden	ist	diese	meinung	knapp	mehrheitsfähig	und	auch	von	den	befürwortern	der	
neuen	mittelzuteilung	sind	damit	mehr	als	ein	drittel	einverstanden.
rund	zwei	drittel	der	nein-stimmenden	erklärten	sich	damit	einverstanden,	dass	weiter-
hin	der	strassenbau	von	diesen	auf	dem	luftverkehr	erhobenen	Abgaben	profitieren	soll.	
Wenig	logisch	und	eigentlich	nur	mit	dem	oben	konstatierten	schlechten	Wissensstand	er-
klärbar	ist,	dass	sich	auch	21%	der	Ja-stimmenden	zugunsten	dieser	von	ihnen	mit	ihrem	
entscheid	eben	aufgehobenen	alten	regelung	aussprachen.

volksinitiAtive	für	ein	verbot	von		
kriegsmAteriAl-exporten

die ausgangslage

Am	 21.	 september	 2007	 hatte	 die	 gruppe	 für	 eine	 schweiz	 ohne	 Armee	 (gsoA)	 ihre	 mit	
109‘224	gültigen	unterschriften	versehene	volksinitiative	«für	ein	verbot	von	kriegsmateri-
al-exporten»	eingereicht.	diese	verlangte	insbesondere	ein	verbot	der	Ausfuhr	von	kriegs-
material	 inklusive	 kleinwaffen	 und	 trainingsgeräten	 und	 von	 entsprechenden	 patenten.	
um	 die	 wirtschaftlichen	 folgen	 dieses	 verbots	 zu	 mildern,	 soll	 der	 bund	 während	 zehn	
Jahren	 die	 betroffenen	 regionen	 und	 die	 arbeitslos	 gewordenen	 beschäftigten	 der	 rüs-
tungsindustrie	unterstützen.	die	initianten	führten	aus,	dass	die	wirtschaftliche	bedeutung	
der	schweizerischen	rüstungsindustrie	mit	einem	Anteil	von	weniger	als	0,5%	der	gesamt-
ausfuhren	unbedeutend	sei	und	die	schweiz	mit	dem	exportverbot	ein	weltweit	beachtetes	
zeichen	 für	den	frieden	setzen	könnte.	der	bundesrat	und	mit	 ihm	auch	das	parlament	
und	die	bürgerlichen	parteien	lehnten	das	volksbegehren	insbesondere	aus	folgenden	drei	
gründen	ab:	gefährdung	der	existenz	von	rüstungsbetrieben	und	zulieferfirmen	und	ihrer	
Arbeitsplätze;	risiko	 für	die	rüstungsbeschaffung	der	schweizer	Armee	 in	krisenzeiten;	
bereits	bestehende	strenge	exportkontrolle	für	rüstungsgüter.
die	Abstimmungskampagne	wurde	von	beiden	seiten	relativ	intensiv	geführt,	sie	stand	von	der	
beachtung	her	gesehen	aber	doch	im	schatten	der	minarettverbotsinitiative.	die	parteien	der	
linken	(sp,	gp,	pdA),	welche	sich	bereits	im	parlament	dafür	eingesetzt	hatten,	unterstützten	
die	initiative,	die	mitteparteien	evp	und	grünliberale	gaben	die	stimme	frei	und	die	übrigen	
bürgerlichen	parteien	empfahlen	ein	nein.	bekämpft	wurde	das	Waffenexportverbot	aber	in	
erster	linie	von	den	unternehmerverbänden;	die	gewerkschaften	verzichteten	auf	eine	parole.	

das abstimmungsprofil

das	 Abstimmungsverhalten	 beim	 exportverbot	 für	 kriegsmaterial	 war	 sehr	 stark	 vom	
links-rechts-gegensatz	geprägt.	Je	weiter	links	sich	jemand	einstufte,	desto	eher	war	er	
für	die	initiative	(tabelle	3.1).	die	extreme	linke	nahm	sie	zu	82%	an,	die	gemässigtere	linke	
zu	57%.	Wer	sich	bei	der	politischen	rechten	einordnet,	stimmte	zu	84%	dagegen.	es	war	
den	initianten	nicht	gelungen,	auch	einen	namhaften	teil	der	politischen	mitte	für	ihr	An-
liegen	zu	gewinnen.	personen,	die	sich	dort	einstufen,	lehnten	das	begehren	mit	80%	fast	
gleich	stark	ab	wie	die	rechte.	praktisch	ungeteilte	zustimmung	fand	das	Waffenexportver-
bot	nur	bei	den	grünen.	bei	der	anderen	grossen	linken	partei,	der	sp,	befolgte	nur	etwas	
mehr	als	die	hälfte	(58%)	die	Ja-parole.	die	sympathisanten	der	drei	grossen	bürgerlichen	
parteien	lehnten	die	initiative	sehr	deutlich	ab,	die	Cvp	mit	82%	nein,	die	svp	mit	87%	und	
die	fdp	mit	88%.	
neben	der	grundsätzlichen	politischen	haltung,	wie	sie	 in	der	einstufung	auf	der	links-
rechts-skala	zum	Ausdruck	kommt,	und	der	parteipolitischen	Affinität	spielten	auch	spezi-
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fische	Werthaltungen	eine,	allerdings	weniger	wichtige	rolle	für	den	entscheid.	Am	stärks-
ten	 wirkte	 sich	 erwartungsgemäss	 die	 einstellung	 zur	 schweizer	 Armee	 aus.	 Wer	 diese	
stärken	will,	lehnte	die	initiative	zu	83%	ab,	wer	sie	abbauen	oder	gar	abschaffen	möchte,	
sprach	sich	zu	57%	dafür	aus.	dass	fast	jeder	zweite	Armeegegner	ein	nein	in	die	urne	leg-
te,	weist	allerdings	auch	darauf	hin,	dass	der	entscheid	von	einem	beträchtlichen	teil	der	
Armeekritiker	nicht	als	militärpolitische,	sondern	als	primär	wirtschaftspolitische	frage	
angesehen	wurde.	relativ	schwach	wirkten	sich	die	einstellungen	zu	ruhe	und	ordnung	und	
zur	Öffnung	der	schweiz	gegen	aussen	aus.	Wem	ruhe	und	ordnung	resp.	eine	eher	auf	sich	
bezogene	schweiz	sehr	wichtig	ist,	lehnte	die	initiative	überdurchschnittlich	deutlich	ab.	

Merkmale/Kategorien % Jaa (n)
Korrelations-

koeffizienta

total	vox	(gewichtet) 32% 663

einordnung auf der Links/rechts-achse V = 0.47***

linksaussen 82 50

links 57 138

mitte 20 225

rechts 13 122

rechtsaussen 19 83

Parteisympathie V = 0.42***

sp	–	sozialdemokratische	partei	 58 104

Cvp	–	Christlichdemokratische	volkspartei 18 61

fdp.	die	liberalen 12 93

svp	–	schweizerische	volkspartei	 13 110

grüne (79) 38

keine	partei 32 204

Wertvorstellung: armee V = 0.36***

präferenz	starke	Armee 17 308

gemischte	vorstellungen 33 169

präferenz	keine	Armee 57 180

Wertvorstellung: ruhe und Ordnung V = 0.25***

präferenz	wenig	betonung	ruhe	und	ordnung (49) 43

gemischte	vorstellungen 47 196

präferenz	starke	betonung	ruhe	und	ordnung 23 416

Wertvorstellung: Offenheit der schweiz V = 0.19***

präferenz	offene	schweiz 40 392

gemischte	vorstellungen 21 209

präferenz	verschlossene	schweiz 22 50
a	zur	interpretation	der	statistischen	masszahlen	vgl.	«methodischer	steckbrief».
die	zahlen	in	klammern	geben	lediglich	eine	tendenz	an,	da	die	Anzahl	fälle	unter	50	liegt		
und	deshalb	keine	statistischen	schlüsse	zulässt.
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

tabelle 3.1:  WAffeneXport – stimmverhalten nach politischen merkmalen, in prozent 
Ja-stimmender

von	 den	 gesellschaftlichen	 und	 geografischen	 merkmalen	 wirkte	 sich	 die	 bildung	 am	
stärksten	auf	den	entscheid	aus	(tabelle	3.2).	Je	höher	die	formale	bildung	einer	person,	
desto	grösser	war	die	Wahrscheinlichkeit	für	ein	Ja.	Allerdings	überwog	bei	allen	bildungs-
gruppen	das	nein.	bei	den	Absolventen	einer	berufslehre	kam	es	auf	einen	Anteil	von	77%,	
bei	 stimmenden	 mit	 einem	 hochschulabschluss	 auf	 54%.	 in	 grossstadtagglomerationen	
schnitt	das	Waffenexportverbot	etwas	weniger	schlecht	ab	als	in	kleinstädten	und	auf	dem	
land	(38%	gegenüber	29%).	im	gegensatz	zur	Armeeabschaffungsinitiative	der	gsoA	von	
1989	war	das	Abstimmungsverhalten	nicht	 linear	an	das	Alter	geknüpft.	die	unter	50jäh-
rigen	waren	zwar	insgesamt	etwas	positiver	zur	initiative	eingestellt	als	die	Älteren	(38%	
resp.	27%	Ja),	aber	den	höchsten	Ja-stimmenanteil	erzielte	sie	nicht	bei	den	jüngsten	stim-
menden	(31%),	sondern	bei	den	40–49jährigen	(42%).1	frauen	haben	dem	Waffenexportver-
bot	nicht	signifikant	häufiger	zugestimmt	als	männer.
in	der	französischsprachigen	schweiz	und	im	tessin	fiel	die	Ablehnung	etwas	weniger	deut-
lich	aus	als	in	der	deutschschweiz	(gemäss	bundesamt	für	statistik	betrugen	die	Ja-Anteile	
39%	resp.	37%	gegenüber	29%).	dieser	unterschied	bestätigte	sich	auch	in	unserer	befra-
gung,	er	war	aber	nicht	gross	genug,	um	als	statistisch	signifikant	zu	gelten.	

Merkmale/Kategorien % Jaa (n)
Korrelations-

koeffizienta

total	vox	(gewichtet) 32% 663
Bildung V = 0.22***
obligatorische	schulzeit (15) 32
lehre,	berufsschule 23 270
maturität,	lehrerseminar 39 57
berufsmittelschule 32 125
fachhochschule,	universität,	eth 46 177
alter V = 0.16**
18	bis	29	Jahre 31 58
30	bis	39	Jahre 37 104
40	bis	49	Jahre 42 121
50	bis	59	Jahre 30 138
60	bis	69	Jahre 32 122
70	und	mehr	Jahre 19 119
stadt/Land
ländliche	gemeinden 32 209 v	=	0.10*
kleine	und	mittlere	Agglomerationen 26 228
grosse	Agglomerationen/städte 38 225
geschlecht n.s.
a	zur	interpretation	der	statistischen	masszahlen	vgl.	«methodischer	steckbrief».
die	zahlen	in	klammern	geben	lediglich	eine	tendenz	an,	da	die	Anzahl	fälle	unter	50	liegt		
und	deshalb	keine	statistischen	schlüsse	zulässt.
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

tabelle 3.2:  WAffeneXport – stimmverhalten nach gesellschaftlichen merkmalen,  
in prozent Ja-stimmender

1		siehe	longchamp,	Claude,	vox	–	Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmung	vom	29.	november	1989,	
bern	1990,	s.	24.
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Wahrnehmung* 
total

% (1008)
teilnehmende  

% (722)
nichtteilnehmende  

% (286)

verbot	der	Ausfuhr	von	Waffen/kriegsmaterial 60 70 40

Waffenexportverbot	in	kriegsgebiete 8 10 5

verbot	der	Waffenproduktion 3 1 4

Weiss	nicht,	keine	Antwort 22 10 36

*	die	Aussagen	wurden	nach	beteiligung	gewichtet.
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

tabelle 3.3:  WAffeneXport – Wahrnehmung der inhalte, in prozent stimmberechtigter 
(nur erstnennungen)

die Wahrnehmung

eine	grosse	mehrheit	der	stimmenden	wusste,	dass	es	um	ein	generelles	Waffenausfuhr-
verbot	ging	(tabelle	3.3).	immerhin	jeder	zehnte	glaubte	jedoch,	dass	es	bloss	um	ein	verbot	
des	Waffenexports	in	kriegsgebiete	gehe,	also	eine	regelung,	die	grundsätzlich	bereits	ein-
geführt	ist.	diese	falsche,	verharmlosende	einschätzung	nützte	den	initianten	aber	nichts,	
denn	diese	personen	stimmten	nicht	häufiger	Ja	als	der	durchschnitt.

die entscheidmotive

genau	die	hälfte	der	Ja-stimmenden	gab	für	ihren	entscheid	pazifistische	gründe	an	(ta-
belle	3.4).	sie	hofften,	mit	ihrem	Ja	einen	beitrag	zur	verhinderung	von	kriegen	zu	leisten.	
relativ	häufig,	das	heisst	von	jedem	fünften	befürworter	wurden	aussenpolitische	gründe	
und	 dabei	 insbesondere	 die	 unvereinbarkeit	 von	 Waffenexporten	 mit	 der	 neutralität	 der	
schweiz	genannt.	
rund	 jeder	 siebte	 Ja-stimmende	 wollte	 eigentlich	 nein	 stimmen,	 hat	 aber	 die	 Abstim-
mungsfrage	 falsch	 verstanden.	er	glaubte	mit	 seinem	votum	ein	Ja	zu	den	rüstungsex-
porten	(und	nicht	zur	initiative)	abgegeben	zu	haben.	unter	diesen	personen,	die	unlogische	
gründe	für	ihre	unterstützung	der	initiative	angaben,	bezeichnen	sich	60%	als	befürworter	
einer	starken	Armee	und	nur	16%	sind	armeekritisch.	Wenn	man	die	spontan	geäusserten	
motive	dieser	irrtümlich	Ja-stimmenden	genauer	anschaut,	dann	stellt	man	fest,	dass	es	
sich	fast	durchwegs	um	personen	handelt,	die	meinten,	mit	ihrem	Ja	Arbeitsplätze	in	der	
rüstungsindustrie	gesichert	zu	haben.	hätten	diese	personen	ihren	interessen	gemäss	mit	
nein	gestimmt,	wäre	der	Ja-Anteil	wohl	unter	die	30%-marke	gefallen.	
Während	bei	den	befürwortern	ethische	und	aussenpolitische	motive	im	vordergrund	stan-
den,	waren	für	80%	der	gegner	wirtschaftspolitische	gründe	ausschlaggebend.	dabei	domi-
nierte	ganz	klar	die	Angst	vor	dem	verlust	von	Arbeitsplätzen	(53%	aller	erstnennungen).	das	
Argument,	dass	ein	schweizerisches	exportverbot	nichts	zum	frieden	beitrage,	da	die	Waffen	
sonst	von	anderen	ländern	geliefert	würden,	erwähnten	8%	an	erster	stelle.	die	befürchtung,	
dass	mit	einem	Waffenausfuhrverbot	auch	die	schweizer	Armee	geschwächt	würde,	spielte	
bei	dieser	Abstimmung	kaum	eine	rolle.	sie	wurde	nur	von	12%	der	gegner	erwähnt,	wobei	
sie	nur	5%	an	erster	stelle	nannten.	stimmende,	die	auf	ihren	zettel	nein	schrieben	aber	ei-

gentlich	für	die	initiative	waren,	gab	es	bei	den	gegnern	auch.	mit	einem	Anteil	von	3%	waren	
diese	falschstimmenden	jedoch	bedeutend	weniger	häufig	als	unter	den	Ja-stimmenden.

spontan geäusserte Gründe für den entscheid
erstnennungen

in % (274)
totalnennungen

in % (274)

Ja-stimmende
ist	grundsätzlich	gegen	krieg 43 50
falsche	gründe 14 17
neutralitäts-	und	andere	aussenpolitische	gründe 13 19
kritik	an	rüstungsindustrie 11 15
Allgemeine	Aussagen	(z.b.	Waffen	sind	schlecht) 11 11
keine	Waffenexporte	in	kriegsgebiete 4 4
Weiss	nicht,	keine	Angaben 3 3

nein-stimmende
Wirtschaftliche	gründe 66 79
davon	verlust	von	Arbeitsplätzen 53 55
sonst	liefern	die	anderen	länder 8 14
Allgemeine	gründe	(z.b.	initiative	ist	schlecht) 8 8
export	ist	genügend	streng	geregelt 5 7
schadet	der	schweizer	Armee 5 12
falsche	gründe 3 4
Weiss	nicht,	keine	Angaben 2 2
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

tabelle 3.4: WAffeneXport – motive der stimmenden (mehrere Antworten möglich)

die Pro- und Kontra-argumente

die	von	uns	getesteten	Argumente	aus	der	kampagne	der	initianten	erzielten	auch	bei	den	
gegnern	 recht	 hohe	 zustimmungswerte,	 sie	 waren	 bei	 diesen	 aber	 für	 die	 entscheidfin-
dung	nicht	wichtig	genug.	so	war	nicht	nur	eine	zweidrittelmehrheit	aller	stimmenden	der	
überzeugung,	dass	sich	die	schweiz	nicht	dank	Waffenexporten	am	krieg	und	an	der	gewalt	
bereichern	soll,	sondern	auch	bei	den	initiativgegnern	ergab	sich	dafür	eine	mehrheit	von	
53%	 (tabelle	 3.5).	 für	 letztere	 ist	 aber	 die	 bestehende	 regelung,	 welche	 lieferungen	 in	
kriegsgebiete	untersagt,	streng	genug,	um	diesem	Anspruch	zu	genügen.	diesem	von	den	
initiativgegnern	 vorgebrachten	 Argument	 der	 bereits	 bestehenden	 restriktiven	 regelung	
der	Waffenausfuhr	pflichteten	85%	der	nein-stimmenden,	aber	nur	gerade	28%	der	befür-
worter	zu.	es	war	damit	dasjenige	Argument,	bei	dem	sich	die	urteile	der	kontrahenten	am	
stärksten	voneinander	unterscheiden.	zudem	wirkte	es	sich	auch	sehr	stark	auf	das	verhal-
ten	aus:	Wer	damit	einverstanden	war,	lehnte	die	initiative	zu	87%	ab.	
eine	relativ	hohe	zustimmung	bei	den	gegnern	(37%)	gab	es	für	das	pro-Argument,	dass	
der	 staat	 die	 wirtschaftlichen	 folgen	 eines	 rüstungsexportverbots	 mit	 stützungsmass-
nahmen	für	die	betroffenen	betriebe	und	regionen	mildern	könnte.	Am	stärksten	gingen	
bei	den	pro-Argumenten	die	meinungen	dort	auseinander,	wo	es	um	die	einschätzung	der	
aussenpolitischen	rolle	der	schweiz	geht.	für	84%	der	befürworter,	aber	nur	für	29%	der	



24 25

gegner	sind	Waffenexporte	nicht	vereinbar	mit	der	schweizerischen	politik	der	neutralität	
und	des	humanitären	engagements.	dass	sich	eine	Annahme	der	initiative	verheerend	für	
die	schweizerische	rüstungsindustrie	und	ihre	Arbeitsplätze	auswirken	würde,	war	nicht	
nur	für	86%	der	nein-stimmenden,	sondern	auch	für	fast	die	hälfte	der	befürworter	klar.	
Am	wenigsten	überzeugend	von	den	gegnerischen	Argumenten	war	die	behauptung,	dass	
die	schweiz	und	 ihre	Armee	dank	einer	starken	eigenen	Waffenproduktion	unabhängiger	
vom	Ausland	sei.	

tabelle 3.5:  WAffeneXport – Anklang der pro- und kontra-Argumente bei den stimmen-
den in prozent

Pro-argumente einver-
standen

nicht ein-
verstanden

Weiss  
nicht

Konsi- 
stenza

die	schweiz	sollte	sich	nicht	mit		
Waffenexporten	an	krieg	und	gewalt		
in	der	Welt	bereichern.

stimmende 65 31 4

44Ja-stimmende 89 10 1

nein-stimmende 53 42 5

die	Ausfuhr	von	kriegsmaterial		
widerspricht	der	schweizer	neutralität	
und	humanitären	tradition.

stimmende 47 49 4

57Ja-stimmende 84 14 2

nein-stimmende 29 66 5

sollten	Arbeitsplätze	in	der	schweiz	
verloren	gehen,	können	betriebe	und	
regionen	mit	gezielten	staatlichen	
massnahmen	unterstützt	werden.

stimmende 49 45 6

49Ja-stimmende 76 20 4

nein-stimmende 37 56 7

Kontra-argumente einver-
standen

nicht ein-
verstanden

Weiss  
nicht

Konsi- 
stenza

die	schweizer	rüstungsindustrie	wür-
de	ein	exportverbot	nicht	überleben,	
tausende	von	Arbeitsplätzen	gingen	
verloren.

stimmende 73 24 3

80Ja-stimmende 46 51 3

nein-stimmende 86 11 3

eine	eigene	Waffenproduktion	macht	
die	schweiz	unabhängiger	vom	Aus-
land.

stimmende 61 35 4

80Ja-stimmende 39 57 4

nein-stimmende 70 25 5

ein	exportverbot	ist	unnötig,	da	der	
export	von	kriegsmaterial	schon	heute	
sehr	streng	geregelt	ist.

stimmende 67 26 7

87Ja-stimmende 28 65 7

nein-stimmende 85 9 6

resultate	in	linienprozenten.	lesebeispiel:	65%	aller	stimmenden	(89%	der	Ja-stimmenden;		
53%	der	nein-stimmenden)	pflichteten	dem	ersten	Argument	(«soll	sich	nicht	bereichern»)	zu,		
31%	(10%	der	Ja-stimmenden	und	42%	der	nein-stimmenden)	lehnten	es	ab	und	4%	(1%;	5%)	konnten	
sich	nicht	entscheiden.	44%	derjenigen,	die	mit	dem	Argument	einverstanden	sind,	haben	tatsächlich	
ja	gestimmt.
n	gesamtheit	der	antwortenden	stimmenden	=	658	(gewichtet).
a				verhaltenskonsistenz	liegt	dann	vor,	wenn	möglichst	viele,	die	sich	mit	einem	pro-Argument	

(resp.	kontra-Argument)	einverstanden	erklären,	auch	tatsächlich	ja	(resp.	nein)	stimmen.	
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

volksinitiAtive	gegen	den	bAu	von	minAretten

die ausgangslage

in	der	schweiz	leben	gemäss	schätzungen	rund	400'000	muslime,	von	denen	mehr	als	80%	
Ausländer	sind.	der	grösste	teil	von	ihnen	ist	in	den	70er	Jahren	und	insbesondere	im	zu-
sammenhang	mit	dem	balkankrieg	der	90er	Jahre	aus	dem	ehemaligen	Jugoslawien	(koso-
vo,	bosnien)	eingewandert;	eine	zweite	grosse	gruppe	stammt	aus	der	türkei.	dieser	kon-
fessionsgruppe	stehen	für	die	gemeinsame	Ausübung	ihres	glaubens	rund	160	moscheen,	
kulturzentren	und	gebetsräume	zu	verfügung.	vier	 von	diesen	haben	auch	ein	minarett,	
wobei	allerdings	keines	zum	Ausrufen	von	gebeten	verwendet	wird.	in	den	letzten	Jahren	
haben	einige	wenige	muslimische	gemeinschaften	bei	den	zuständigen	kommunalen	be-
hörden	baugesuche	für	die	errichtung	eines	minaretts	eingereicht.	dies	führte	zu	lokalen	
protesten	und	mündete	2007	in	der	lancierung	einer	volksinitiative	auf	bundesebene	für	
ein	generelles	verbot	des	baus	von	neuen	minaretten.	dieses	von	einem	komitee	aus	poli-
tikern	der	svp	und	der	edu	getragene	und	von	diesen	beiden	parteien	unterstützte	begeh-
ren	wurde	am	8.	Juli	2008	mit	113'540	gültigen	unterschriften	eingereicht.	der	bundesrat	
sprach	sich	dagegen	aus	und	verwies	auf	die	verfassungswidrigen	Aspekte	der	initiative,	da	
sowohl	die	religionsfreiheit	als	auch	das	diskriminierungsverbot	verletzt	würden.	zudem	
passe	der	gewünschte	verfassungsartikel	auch	nicht	in	die	föderalistische	kompetenzord-
nung	beim	bauwesen.	eine	Annahme	der	initiative	könnte	das	friedliche	zusammenleben	
der	verschiedenen	bevölkerungsgruppen	in	der	schweiz	gefährden	und	würde	im	Ausland	
auf	unverständnis	stossen	und	eventuell	sogar	gegenmassnahmen	provozieren.	gegen	den	
Widerstand	der	svp	und	der	edu	übernahm	das	parlament	diese	Argumentation	und	emp-
fahl	die	initiative	ebenfalls	zur	Ablehnung.
die	kampagne	wurde	in	der	bevölkerung	sehr	intensiv	und	emotional	geführt.	insbesonde-
re	kam	es	zu	vielen	leserbriefen	in	der	presse.	die	plakate	und	inserate	der	befürworter	
dominierten	zwar	eindeutig,	waren	allerdings	weit	weniger	häufig	als	bei	anderen	von	der	
svp	getragenen	kampagnen.	grosses	Aufsehen	im	in-	und	Ausland	erregte	das	im	üblichen	
provokanten	stil	der	svp	gehaltene	plakat,	das	auch	 in	den	 inseraten	 verwendet	wurde.	
dieses	zeigte	raketenförmige	minarette,	welche	auf	einer	schweizerfahne	stehen	und	als	
zusatz	noch	eine	tief	verschleierte	muslimische	frau.	daneben	betonten	die	initianten,	dass	
minarette	zur	Ausübung	des	islamischen	glaubens	nicht	notwendig	seien	und	deren	bau	in	
mehrheitlich	christlichen	ländern	bloss	einen	machtanspruch	der	muslimischen	religion	
und	der	von	ihr	propagierten	rechtsvorstellungen	(scharia)	darstellten.	für	das	minarett-
verbot	kämpften	neben	der	svp	und	der	edu	auch	die	übrigen	rechtsparteien	sd,	lega	
und	 fps.	 Alle	 anderen	 parteien	 sprachen	 sich	 dagegen	 aus.	 eine	 Ablehnung	 empfahlen	
auch	der	Wirtschaftsdachverband	economiesuisse,	die	gewerkschaften	und	die	kirchen.	
Abgesehen	 von	 einigen	 wenigen	 Ausnahmen	 verzichteten	 die	 gegner	 allerdings	 auf	 eine	
sichtbare	präsenz	mit	plakaten	und	inseraten.	
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das abstimmungsprofil

das	stimmverhalten	zur	minarettinitiative	war	sehr	stark	vom	links-rechts-gegensatz	ge-
prägt.	die	linke	lehnte	sie	sehr	deutlich	ab;	bei	den	sich	auf	der	äusseren	linken	einstufen-
den	personen	stimmten	nur	11%	dafür,	bei	den	gemässigteren	linken	23%	(tabelle	4.1).	die	
rechte	stimmte	der	initiative	fast	ebenso	klar	zu:	die	gemässigtere	rechte	mit	71%	Ja,	die	
äussere	rechte	mit	85%.	entscheidend	für	den	Ausgang	der	volksabstimmung	war	deshalb	
das	verhalten	der	politischen	mitte,	zu	der	sich	über	30%	der	befragten	zählen.	diese	nahm	
das	minarettverbot	im	verhältnis	zwei	zu	eins	an.	damit	bestand	ein	klarer	unterschied	zu	
den	 beiden	 letzten	 ausländerpolitischen	 vorlagen:	 bei	 den	 Abstimmungen	 über	 die	 Aus-
dehnung	 der	 personenfreizügigkeit	 auf	 bulgarien	 und	 rumänien	 vom	 februar	 2009	 und	
über	die	einbürgerungsinitiative	der	svp	vom	Juni	2008	hatte	die	mitte	gerade	umgekehrt,	
nämlich	zu	66%	gegen	die	svp-positionen	gestimmt.2	innerhalb	der	politischen	mitte	un-
terscheiden	sich	die	Ja-stimmenden	weder	in	bezug	auf	politische	Werthaltungen	noch	auf	
soziostrukturelle	 merkmale	 von	 den	 nein-stimmenden.	 insbesondere	 haben	 frauen	 aus	
der	politischen	mitte	nicht	häufiger	Ja	gestimmt	als	männer	und	auch	die	einstellung	zu	den	
frauenrechten	spielte	keine	rolle.	
neben	der	einstufung	auf	der	links-rechts-skala	wirkten	sich	ebenfalls	die	parteisympathi-
en	auf	den	entscheid	aus,	allerdings	etwas	weniger	stark.	fast	vollständig	einig	mit	ihrer	par-
tei	waren	die	svp-Anhänger.	sie	hiessen	die	initiative	mit	einem	Ja-stimmenanteil	von	93%	
gut.	Ähnlich	gross	war	die	übereinstimmung	auf	der	linken	seite.	von	den	sympathisanten	der	
grünen	stimmten	nur	21%	zu,	bei	der	sp	waren	es	26%.	eine	knappe	mehrheit	der	Cvp	(54%)	
und	60%	der	fdp-Anhänger	entschieden	sich	gegen	die	neinparolen	ihrer	parteien.	Wer	mit	
keiner	partei	sympathisiert,	verhielt	sich	wie	der	durchschnitt	der	stimmenden	(59%	Ja).
neben	der	grundsätzlichen	politischen	einstufung	wirkten	sich	auch	spezifische	Werthal-
tungen	auf	den	entscheid	aus.	Am	bedeutendsten	war	erwartungsgemäss	die	einstellung	
zu	den	Ausländern	in	der	schweiz.	Wer	findet,	dass	diese	weniger	rechte	haben	sollen	als	
schweizerinnen	 und	 schweizer,	 stimmte	 zu	 84%	 für	 das	 minarettverbot.	 bemerkenswer-
ter	 ist	allerdings,	dass	auch	von	denjenigen,	die	sich	für	eine	Chancengleichheit	zwischen	
schweizern	und	Ausländern	aussprechen,	zwei	von	fünf	(38%)	für	das	minarettverbot	waren.	
es	gab	neben	einer	grundsätzlich	negativen	haltung	zur	einwanderung	offenbar	auch	noch	
andere	gründe,	um	für	die	initiative	zu	stimmen.	Ähnlich	sind	die	ergebnisse	für	die	Werthal-
tungsdichotomien	im	bereich	der	vorstellungen	über	eine	ideale	schweiz.	Wer	dieses	land	
vor	allem	auf	sich	bezogen	und	traditionellen	Werten	verpflichtet	wünscht,	unterstützte	er-
wartungsgemäss	die	 initiative	sehr	stark	 (81%	resp.	90%).	Aber	auch	stimmende,	welche	
für	eine	weltoffene	resp.	moderne	schweiz	eintreten,	legten	zu	rund	40%	ein	Ja	in	die	urne.
dass	es	sich	beim	nationalen	minarettverbot	auch	um	einen	zentralstaatlichen	eingriff	in	
die	 in	der	schweiz	nach	 föderalistischen	grundsätzen	aufgebauten	kompetenzen	sowohl	
bezüglich	bauordnung	als	auch	religion	handelt,	war	den	Ja-stimmenden	offenbar	kaum	
bewusst.	Anders	lässt	es	sich	nicht	erklären,	dass	personen,	die	sich	prinzipiell	 für	eine	
föderalistische	staatsordnung	aussprechen,	diesem	eingriff	in	die	gemeinde-	und	kanton-
sautonomie	überdurchschnittlich	stark	zustimmten.	

2	siehe	dazu	die	entsprechenden	vox-Analysen.

Merkmale/Kategorien % Jaa (n)
Korrelations-

koeffizienta

total	vox	(gewichtet) 57% 681

einordnung auf der Links/rechts-achse V = 0.51***

linksaussen 11 54

links 23 138

mitte 67 221

rechts 71 121

rechtsaussen 85 95

Parteisympathie V = 0.44***

sp	–	sozialdemokratische	partei	 26 108

Cvp	–	Christlichdemokratische	volkspartei 54 57

fdp.	die	liberalen 60 84

svp	–	schweizerische	volkspartei	 93 123

grüne (21) 42

keine	partei 59 207

Wertvorstellung: Chancengleichheit ausländerinnen V = 0.38***

präferenz	Chancengleichheit 38 249

gemischte	vorstellungen 56 211

präferenz	Chancenungleichheit 84 199

Wertvorstellung: Offenheit der schweiz V = 0.38***

präferenz	offene	schweiz 41 391

gemischte	vorstellungen 79 220

präferenz	verschlossene	schweiz 81 57

regierungsvertrauen V = 0.38***

vertrauen 40 296

gemischte	vorstellungen 49 87

misstrauen 78 294

Wertvorstellung: Modernität V = 0.37***

präferenz	moderne	schweiz 40 225

gemischte	vorstellungen 57 306

präferenz	traditionelle	schweiz 90 135

Wertvorstellung: ruhe und Ordnung V = 0.32***

präferenz	wenig	betonung	ruhe	und	ordnung (32) 44

gemischte	vorstellungen 38 199

präferenz	starke	betonung	ruhe	und	ordnung 70 431

Wertvorstellung: Machtverteilung Bund und Kantone V = 0.24***

präferenz	macht	bei	bund 45 193

gemischte	vorstellungen 52 231

präferenz	macht	bei	kantonen 73 224

interesse an Politik V = 0.15**

sehr	interessiert 50 203

eher	interessiert 59 393

eher	nicht	interessiert 66 74

überhaupt	nicht	interessiert (100) 9

Wertvorstellung: Förderung Gleichberechtigung der Frauen V = 0.13**

präferenz	aktive	förderung 52 235

gemischte	vorstellungen 52 126

präferenz	keine	aktive	förderung 64 312
a	zur	interpretation	der	statistischen	masszahlen	vgl.	«methodischer	steckbrief».
die	zahlen	in	klammern	geben	lediglich	eine	tendenz	an,	da	die	Anzahl	fälle	unter	50	liegt	und	deshalb	keine	statistischen	
schlüsse	zulässt.
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

tabelle 4.1:  minArettverbot – stimmverhalten nach politischen merkmalen, in prozent 
Ja-stimmender
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Merkmale/Kategorien % Jaa (n)
Korrelations-

koeffizienta

total	vox	(gewichtet) 57% 681
Bildung V = 0.37***

obligatorische	schulzeit (77) 35

lehre,	berufsschule 76 291

maturität,	lehrerseminar 45 56

berufsfachschule 48 124

fachhochschule,	universität,	eth 34 174

Haushaltseinkommen (Fr./Monat) V = 0.20***

unter	3000 (69) 45

3–5000 65 120

5–7000 63 155

7–9000 60 144

9000	und	mehr 40 147

Konfession V = 14**

protestantisch 61 286

römisch-katholisch 59 241

keine 42 112

stadt/Land V = 0.13**

ländliche	gemeinden 63 221

kleine	und	mittlere	Agglomerationen 60 230

grosse	Agglomerationen/städte 49 230

sprachregion V = 0.10*

deutschsprachige	schweiz 60 493

französischsprachige	schweiz 49 161

italienischsprachige	schweiz (68) 27

Alter n.s.

geschlecht n.s.
a	zur	interpretation	der	statistischen	masszahlen	vgl.	«methodischer	steckbrief».
die	zahlen	in	klammern	geben	lediglich	eine	tendenz	an,	da	die	Anzahl	fälle	unter	50	liegt	und	deshalb	keine	statistischen	
schlüsse	zulässt.
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

tabelle 4.2:  minArettverbot – stimmverhalten nach gesellschaftlichen merkmalen,  
in prozent Ja-stimmender

von	den	soziostrukturellen	merkmalen	wirkte	sich	die	formale	bildung	am	stärksten	aus.	
sie	war	mit	einem	korrelationskoeffizienten	von	0.37	ebenso	wichtig	wie	die	oben	erwähn-
ten	Werthaltungen.	Wer	als	höchsten	bildungsabschluss	eine	berufslehre	vorweisen	kann,	
stimmte	zu	76%	mit	Ja.	Wer	eine	höhere	berufsschule	oder	eine	hochschule	besuchte,	war	
nur	zu	48%	resp.	34%	für	das	minarettverbot	(tabelle	4.2).
personen,	die	sich	als	religionslos	bezeichnen,	lehnten	die	initiative	mit	einem	Ja-stimmen-
anteil	von	40%	ab,	Angehörige	von	christlichen	kirchen	stimmten	ihr	zu	60%	zu	(zu	den	An-
gehörigen	der	anderen	religionsgruppen	lassen	sich	wegen	der	zu	geringen	fallzahl	keine	
Aussagen	machen).	dabei	unterscheiden	sich	die	katholiken	nicht	 von	den	protestanten.	
Wie	intensiv	Christen	ihren	glauben	praktizieren,	spielte	für	die	einstellung	zum	minarett-
verbot	ebenfalls	keine	rolle.	nicht	von	bedeutung	war	 ferner	die	Wohnsituation:	bewoh-
ner	von	mehrfamilienhäusern,	die	in	der	regel	eher	in	näheren	kontakt	mit	muslimischen	
personen	kommen,	stimmten	nicht	stärker	zu	als	einfamilienhausbewohner.	hingegen	wa-
ren	bewohner	aus	ländlichen	regionen	oder	kleinstädten	eher	dafür	als	personen	aus	den	
grossstadtagglomerationen,	welche	die	initiative	knapp	ablehnten.	keine	mehrheit	fand	sie	
auch	in	der	französischsprachigen	schweiz.

das	Alter	spielte	für	den	entscheid	keine	rolle.	tendenziell	stimmten	zwar	die	über	50jähri-
gen	etwas	stärker	zu	als	die	Jüngeren,	die	differenz	ist	statistisch	jedoch	nicht	signifikant.	
frauen	haben	gemäss	dieser	umfrage	tendenziell	etwas	stärker	zugestimmt	als	männer,	
aber	auch	diese	differenz	ist	statistisch	nicht	signifikant.	bei	den	älteren	generationen	(ab	
50	Jahre)	bestehen	überhaupt	keine	unterschiede.	das	verhalten	der	jüngeren	frauen	(18-
49)	 war	 mit	 einer	 zustimmungsrate	 von	 60%	 jedoch	 signifikant	 anders	 als	 dasjenige	 der	
gleichaltrigen	männer	(46%	Ja).	Wir	haben	oben	im	kapitel	1	eine	im	vergleich	zu	den	män-
nern	stärkere	Abstimmungsbeteiligung	der	jüngeren	frauen	festgestellt.	daraus	lässt	sich	
schliessen,	dass	die	minarettinitiative	von	einer	überdurchschnittlich	starken	mobilisierung	
dieser	jüngeren	frauen	profitiert	hat.	im	gegensatz	zu	den	nach	der	Abstimmung	geäus-
serten	vermutungen	handelte	es	sich	dabei	aber	nicht	um	frauen	aus	dem	linken	spektrum,	
sondern	um	konservative	bürgerinnen.	unsere	daten	widerlegen	die	behauptung,	dass	die	
initiative	bei	einem	beträchtlichen	teil	der	linken	frauen	gut	angekommen	sei.	von	den	sich	
zur	linken	zählenden	frauen	stimmten	lediglich	16%	für	das	minarettverbot,	bei	den	linken	
männern	waren	es	mit	21%	etwas	mehr.	eine	stärkere	sympathie	der	frauen	als	der	män-
ner	für	das	minarettverbot	bestand	nur	im	lager	der	rechten.	hier	legten	87%	der	frauen	
und	bloss	71%	der	männer	ein	Ja	in	die	urne.	dass	es	nicht	die	sich	besonders	für	die	gleich-
stellung	der	frauen	engagierenden	stimmbürgerinnen	waren,	welche	der	minarettinitiative	
zum	durchbruch	verholfen	haben,	wird	auch	durch	eine	weitere	statistik	bekräftigt:	frauen,	
welche	dieses	Anliegen	für	besonders	wichtig	halten,	stimmten	nur	unterdurchschnittlich	
oft	zu	und	zwar	genau	gleich	oft	wie	gleich	gesinnte	männer	(je	52%).

die Wahrnehmung

da	der	inhalt	der	initiative	bereits	in	ihrem	titel	enthalten	war,	erstaunt	es	nicht,	dass	fast	
alle	 stimmenden	 und	 Abstinenten	 die	 hauptforderung	 der	 Abstimmungsvorlage	 korrekt	
wiedergeben	konnten	 (tabelle	4.3).	 immerhin	9%	der	Abstimmenden	glaubten	allerdings,	
dass	es	nicht	nur	um	ein	verbot	der	minarette,	sondern	auch	um	das	verbot	der	errichtung	
neuer	moscheen	ginge.	die	meinung,	dass	es	sich	um	einen	derart	weitgehenden	eingriff	in	
die	religionsfreiheit	handeln	würde,	war	bei	den	gegnern	der	initiative	etwas	stärker	ver-
breitet	als	bei	den	Ja-stimmenden	(10%	resp.	7%).
die	vorlage	selbst	wurde	also	durchaus	als	konkretes	bauverbot	für	minarette	aufgefasst.	
dass	diese	minarette	aber	nicht	bloss	als	bautechnische	oder	ästhetische	objekte	wahr-
genommen	werden,	sondern	primär	als	symbol	für	weltanschauliche	und	machtpolitische	
Anliegen,	werden	die	motive	für	den	entscheid	der	stimmenden	klar	machen.	



30 31

Wahrnehmung*
total  

% (1008)
teilnehmende  

% (722)
nichtteilnehmende 

% (286)

gegen	den	bau	von	minaretten 81 84 77

gegen	den	bau	von	moschen 8 9 7

Weiss	nicht,	keine	Antwort 7 2 12

*	die	Aussagen	wurden	nach	beteiligung	gewichtet.
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

tabelle 4.3:  minArettverbot – Wahrnehmung der inhalte, in prozent stimmberechtigter 
(nur erstnennungen)

die entscheidmotive

eine	 relative	mehrheit	der	befürworter	der	 initiative	wollte	mit	 ihrem	votum	ein	zeichen	
gegen	das	minarett	als	symbol	für	eine	islamisierung	der	schweiz	und	Westeuropas	setzen.	
Jeder	vierte	Ja-stimmende	nannte	dieses	motiv	spontan	an	erster	stelle,	35%	erwähnten	
es	insgesamt.	in	eine	ähnliche	richtung	argumentierten	weitere	15%,	welche	glauben,	dass	
auf	ein	minarett	verzichtet	werden	kann,	weil	es	nichts	mit	der	religionsausübung	zu	tun	
hat.	etwa	gleich	stark	war	die	gruppe,	der	es	explizit	um	die	verteidigung	des	christlichen	
glaubens	ging	und	dafür	war,	die	diskriminierung	der	christlichen	religionen	in	vielen	isla-
mischen	ländern	mit	gegenmassnahmen	zu	vergelten.	recht	häufig	wurden	auch	ästheti-
sche	gründe	als	motiv	für	die	Ja-stimme	angeführt:	Jeder	fünfte	befürworter	findet	mina-
rette	nicht	schön	und	nicht	in	die	schweizerische	landschaft	passend.	relativ	selten	waren	
diejenigen,	welche	ihre	Ja-stimme	explizit	mit	vorbehalten	gegen	in	die	in	der	schweiz	an-
sässigen	muslime	begründeten	(15%,	davon	9%	erstnennungen).
für	40%	der	gegner	des	minarettverbots	war	die	einschränkung	der	grundrechte	auf	reli-
gionsfreiheit	und	nichtdiskriminierung	ausschlaggebend.	rund	jeder	sechste	gab	an,	dass	
es	sich	um	ein	scheinproblem	handle	und	die	bestehenden	vier	minarette	bisher	niemanden	
gestört	hätten.	falsches	verhalten	in	dem	sinne,	dass	sich	der	entscheid	über	die	initiative	
und	die	dafür	angeführten	motive	widersprechen,	kam	praktisch	nicht	vor.

spontan geäusserte Gründe für den entscheid
erstnennungen

in % (330)
totalnennungen

in % (330)

Ja-stimmende

ist	symbol	der	islamisierung 24 35

braucht	es	nicht,	moscheen	reichen 15 29

verteidigung	des	christlichen	glaubens 14 16

			davon:	kirchturmverbot	in	islam.	ländern 10 10

stören	das	landschaftsbild	der	schweiz 13 19

muslime	halten	sich	nicht	an	unsere	gesetze 9 15

bin	mit	muslimischen	Werten	nicht	einverstanden 4 5

Weiss	nicht,	falsche	oder	keine	Angabe 3 3

nein-stimmende

ist	grundrechtswidrig,	verstösst	gegen	religionsfreiheit 31 40

Allgemein	negative	Aussagen	zur	initiative 15 15

minarette	störten	mich	bisher	nicht 13 14

verbot	ist	intolerant 11 17

verstärkt	konflikt	mit	islamischer	gemeinschaft	 5 8

Weiss	nicht,	falsche	oder	keine	Angabe 5 5
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.

tabelle 4.4:  minArettverbot – motive der stimmenden (mehrere Antworten möglich)

die Pro- und Kontra-argumente

von	den	zur	beurteilung	vorgelegten	Argumenten	der	initianten	waren	drei	bei	der	gesamt-
heit	der	stimmenden	etwa	im	selben	Ausmass	mehrheitsfähig	wie	die	initiative	selbst	(tabelle	
4.5):	dass	minarette	nichts	mit	der	religionsausübung	zu	tun	haben,	sondern	ein	machtsym-
bol	seien	(zustimmung	durch	61%	aller	stimmenden),	dass	es	wichtig	sei,	ein	zeichen	gegen	
die	verbreitung	des	 islam	 in	der	schweiz	und	 in	Westeuropa	zu	setzen	 (57%),	und	dass	ein	
minarettverbot	auch	wegen	der	einschränkung	der	Ausübung	der	christlichen	religion	in	is-
lamischen	 ländern	 gerechtfertigt	 sei	 (54%).	 bei	 allen	 drei	 Argumenten	 unterschieden	 sich	
aber	die	Ja-stimmenden	mit	Akzeptanzraten	von	81–89%	deutlich	von	den	gegnern	(15–24%).	
einig	war	man	sich	hingegen	auf	beiden	seiten,	dass	in	islamisch	geprägten	gesellschaften	die	
frauen	unterdrückt	werden.	nicht	nur	95%	der	befürworter,	sondern	auch	76%	der	gegner	der	
initiative	waren	mit	dieser	these	einverstanden;	letztere	sahen	darin	aber	keinen	grund,	den	
muslimen	ihre	türme	zu	verbieten.	das	Argument,	dass	moscheen	mit	minaretten	zentren	für	
islamische	extremisten	seien,	ging	auch	fast	der	hälfte	der	befürworter	der	initiative	zu	weit.	
nur	ein	drittel	der	gesamtheit	der	Abstimmungsteilnehmenden	war	damit	einverstanden.
eine	 mehrheit	 von	 58%	 der	 stimmenden	 war	 mit	 dem	 von	 den	 gegnern	 vorgebrachten	
vorwurf	einverstanden,	dass	es	den	initianten	gar	nicht	um	die	minarette,	sondern	um	die	
propaganda	 gegen	 die	 Ausländer	 gehe.	 nicht	 nur	 88%	 aller	 nein-stimmenden,	 sondern	
auch	37%	der	initiativ-befürworter	stimmten	dieser	behauptung	zu.	offenbar	war	das	für	
letztere	aber	gar	kein	vorwurf,	sondern	ihre	eigene	interpretation	der	an	sich	bau-	und	kir-
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chenrechtlichen	initiative.	es	handelte	sich	dabei	nämlich	vorzugsweise	um	personen,	die	
sich	für	eine	bevorzugung	der	schweizer	gegenüber	den	Ausländern	aussprechen.	Wenig	
Wirkung	zeigten	die	aussenpolitischen	und	menschenrechtlichen	Argumente	der	gegner.	
neben	der	grossen	mehrheit	der	nein-stimmenden	befürchteten	nämlich	auch	40%	der	be-
fürworter	eines	minarettverbots,	dass	dieser	entscheid	negative	Auswirkungen	für	die	poli-
tischen	und	wirtschaftlichen	beziehungen	zu	islamischen	ländern	haben	könnte.	sie	waren	
aber	bereit,	dieses	risiko	auf	sich	zu	nehmen.	nur	gerade	36%	aller	befragten	glaubten,	
dass	ein	bauverbot	für	minarette	menschenrechtswidrig	ist,	wie	dies	der	bundesrat	und	Ju-
risten	behauptet	hatten.	Auch	von	den	initiativgegnern	waren	nur	62%	davon	überzeugt.	re-
lativ	hoch	war	mit	12%	der	Anteil	derjenigen,	der	sich	dazu	nicht	äussern	wollte	oder	konnte.

exkurs zur Perzeption der Muslime in der schweiz

die	zustimmung	zum	minarettverbot	darf	nicht	als	generelle	Ablehnung	der	 islamischen	
religion	und	ihrer	Anhänger	in	der	schweiz	interpretiert	werden.	so	waren	64%	aller	stim-
menden	voll	(22%)	oder	ziemlich	(42%)	davon	überzeugt,	dass	sich	die	schweizerische	und	
die	 islamische	lebensweise	gut	 vertragen.	nur	gerade	9%	waren	damit	überhaupt	nicht	
einverstanden.	Auf	das	stimmverhalten	wirkte	sich	diese	positive	einschätzung	des	zusam-
menlebens	mit	den	in	der	schweiz	wohnenden	muslimen	aber	überhaupt	nicht	aus.	Auch	
diejenigen,	welche	von	einer	sehr	guten	verträglichkeit	ausgehen,	stimmten	dem	verbot	des	
baus	neuer	minarette	mit	einem	Ja-Anteil	von	49%	zu.

tabelle 4.5:  minArettverbot – Anklang der pro- und kontra-Argumente bei den  
stimmenden in prozent

Pro-argumente einver-
standen

nicht ein-
verstanden

Weiss  
nicht

Konsi- 
stenza

minarette	haben	nichts	mit	religions-
freiheit	zu	tun.	sie	verkörpern	einzig	
und	allein	religiös-politischen	macht-	
und	herrschaftsanspruch.

stimmende 61 35 4

85Ja-stimmende 89 8 3

nein-stimmende 22 73 5

ein	minarettverbot	ist	gerechtfertigt,	
weil	die	Ausübung	der	christlichen	re-
ligion	in	islamisch	geprägten	staaten	
auch	eingeschränkt	wird.

stimmende 54 42 4

87Ja-stimmende 83 13 4

nein-stimmende 15 82 3

es	geht	darum,	ein	zeichen	zu	setzen	
gegen	die	zunehmende	verbreitung	des	
islams	in	der	schweiz	und	in	Westeuropa.

stimmende 57 39 4

82Ja-stimmende 81 16 3

nein-stimmende 24 70 6

moscheen	und	minarette	sind	ein	hort		
islamischer	extremisten.

stimmende 34 61 5

91Ja-stimmende 54 40 6

nein-stimmende 7 88 5

im	islam	werden	die	frauen	unter-
drückt.

stimmende 87 8 5

63Ja-stimmende 95 3 2

nein-stimmende 76 15 9

Kontra-argumente einver-
standen

nicht ein-
verstanden

Weiss  
nicht

Konsi- 
stenza

die	initianten	betreiben	reine		
propaganda	gegen	Ausländer.

stimmende 58 38 4

64Ja-stimmende 37 59 4

nein-stimmende 88 9 3

ein	verbot	von	minaretten	verstösst	
gegen	die	menschenrechte.

stimmende 36 52 12

75Ja-stimmende 16 74 10

nein-stimmende 62 23 15

die	minarett-initiative	gefährdet	die	
politischen	und	wirtschaftlichen	
beziehungen	zu	muslimischen	und	
arabischen	ländern.

stimmende 57 39 4

60Ja-stimmende 40 56 4

nein-stimmende 81 14 5

resultate	in	linienprozenten.	lesebeispiel:	54%	aller	stimmenden	(83%	der	Ja-stimmenden;		
15%	der	nein-stimmenden)	pflichteten	dem	ersten	Argument	(«minarettverbot	ist	gerechtfertigt	…»)	
zu,	32%	(13%	der	Ja-stimmenden	und	82%	der	nein-stimmenden)	lehnten	es	ab	und	4%	(4%;	3%)	
konnten	sich	nicht	entscheiden.	87%	derjenigen,	die	mit	dem	Argument	einverstanden	sind,	haben	
tatsächlich	ja	gestimmt.
n	gesamtheit	der	antwortenden	stimmenden	=	676	(gewichtet).
a				verhaltenskonsistenz	liegt	dann	vor,	wenn	möglichst	viele,	die	sich	mit	einem	pro-Argument	

(resp.	kontra-Argument)	einverstanden	erklären,	auch	tatsächlich	ja	(resp.	nein)	stimmen.	
©	ipW	/	gfs.bern:	vox-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	29.	november	2009.
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methodisCher	steCkbrief

der	 vorliegende	 bericht	 beruht	 auf	 einer	 von	 der	 vox-partnerschaft	 realisierten	 nach-
befragung.	das	forschungsinstitut	gfs.bern	 führte	die	befragung	 innerhalb	von	dreizehn	
tagen	 nach	 der	 volksabstimmung	 vom	 29.	 november	 2009	 durch.	 dabei	 fanden	 31%	 der	
interviews	in	den	ersten	fünf	tagen	statt.	die	Analyse	wurde	durch	das	institut	für	politik-
wissenschaft	an	der	universität	bern	(ipW)	vorgenommen.
die	 befragung	 wurde	 von	 74	 befragerinnen	 von	 zu	 hause	 aus	 telefonisch	 ausgeführt,	 wo-
bei	das	forschungsinstitut	gfs.bern	als	kontrollinstanz	die	möglichkeit	hatte,	die	interviews	
extern	zu	beaufsichtigen.	für	die	befragerinnen	und	die	befragten	war	diese	überwachung	
nicht	erkennbar,	aber	sie	wurden	über	diese	kontrollmöglichkeit	informiert.	die	stichproben-
ziehung	erfolgte	in	einem	dreistufigen	zufallsverfahren,	wobei	auf	der	ersten	stufe	(sprach-
regionen)	eine	proportionale	schichtung	vorgenommen	wurde.	hierfür	bildeten	die	offiziellen	
statistiken	des	Jahres	2000	die	grundlage.	Auf	der	zweiten	stufe	(haushalte)	erfolgte	eine	zu-
fallsauswahl	aus	dem	elektronischen	telefonverzeichnis	der	swisscom.	die	Auswahl	auf	der	
dritten	stufe	 (stimmberechtigte	personen	aus	dem	jeweiligen	haushalt)	erfolgte	nach	dem		
«geburtstagprinzip“.	die	stichprobe	betrug	1008,	wobei	mit	stimmberechtigten,	die	sich	nicht	
an	der	volksabstimmung	beteiligt	hatten,	nur	ein	teil	des	interviews	durchgeführt	wurde.	die	
Ausschöpfungsquote	(Anteil	der	durchgeführten	und	verwendbaren	interviews	am	total	der	
ursprünglich	 in	betracht	gezogenen	Adressen)	belief	sich	damit	auf	29.2%.	dies	entspricht	
einem	im	vergleich	zu	früheren	vox-Analysen	durchschnittlichen	Wert.3

die	 bestimmung	 des	 signifikanzniveaus	 stützt	 sich	 auf	 den	 unabhängigkeitstest	 mittels	
Chi-Quadrat.	dabei	bedeutet	*	eine	signifikanz	von	unter	0.05,	**	eine	solche	von	unter	0.01	
und	***	eine	solche	von	unter	0.001.	im	ersteren	fall	heisst	dies,	dass	die	Wahrscheinlich-
keit,	dass	ein	zusammenhang	zwischen	zwei	variablen	zufällig	entstanden	ist,	unter	fünf	
prozent	liegt,	im	letzten	fall	wäre	diese	Wahrscheinlichkeit	bei	weniger	als	einem	promille.	
Alle	 beziehungen	 zwischen	 zwei	 variablen	 mit	 einem	 signifikanzwert	 von	 über	 0.05	 sind	
gemäss	statistischen	konventionen	für	die	sozialwissenschaft	als	nicht	signifikant	anzuse-
hen.	Als	beziehungsmass	für	bivariate	beziehungen	wurde	der	koeffizient	von	Cramer’s	v	
verwendet.	bei	diesem	koeffizienten	kann	bei	einem	Wert	von	0	von	keinem	zusammenhang	
und	bei	einem	Wert	von	1	von	einem	vollständigen	zusammenhang	ausgegangen	werden.	
die	 Werte	 für	 unterschiedliche	 bivariate	 beziehungen	 lassen	 sich	 allerdings	 nicht	 direkt	
vergleichen,	da	zu	ihrer	berechnung	auch	die	Anzahl	der	merkmalskategorien	beider	vari-
ablen	und	die	fallzahl	verwendet	wird.
die	gesellschaftliche	repräsentativität	 ist	weitgehend	gewährleistet.	die	Abweichung	bei	
diversen	sozialen	und	geografischen	merkmalen	wie	Altersklassen,	geschlecht,	sprach-
region	und	siedlungsform	konnten	durch	die	kontrollvorgaben	im	rahmen	des	statistisch	
zulässigen	 gehalten	 werden.	 Wie	 immer	 sind	 die	 Abstimmungsteilnehmerinnen	 in	 der	
stichprobe	übervertreten.	die	Abweichung	von	der	realen	Abstimmungsbeteiligung	ist	mit	
18	 prozentpunkten	 etwa	 im	 durchschnitt	 früherer	 vox-Analysen.	 in	 der	 umfrage	 weicht	

3		vgl.	dazu	und	zu	weitern	technischen	Angaben	auch	longchamp,	Claude	e.a.,	technischer	bericht	zur	
vox-Analyse	vom	29.	november	2009,	bern	2009.

der	 Anteil	 der	 befragten,	 welche	 angaben,	 den	 vorlagen	 zugestimmt	 zu	 haben,	 um	 rund	
9	prozentpunkte	von	den	realen	Abstimmungsresultaten	ab.	bei	der	minarettverbotsiniti-
ative	lag	der	Ja-stimmenanteil	der	befragung	um	9	prozentpunkte	zu	tief;	bei	den	beiden	
anderen	vorlagen	um	rund	9	prozentpunkte	zu	hoch.	Wir	haben	wie	seit	der	vox-Analyse	
nr.	70	üblich,	für	die	durchführung	bestimmter	berechnungen	gewichtungsfaktoren	für	die	
beteiligung	resp.	das	Abstimmungsverhalten	verwendet.4

die	grösse	der	stichprobe	(1008	personen)	ergibt	bei	einer	reinen	zufallsauswahl	und	ei-
ner	verteilung	der	prozentwerte	von	50%:50%	einen	stichprobenfehler	von	+/–3.2	prozent-
punkten.	bei	einer	geringeren	stichprobengrösse	erhöht	er	sich,	z.b.	bei	den	722	effektiven	
Abstimmungsteilnehmerinnen	 auf	 +/–3.7	 prozentpunkte.	 liegen	 die	 prozentwerte	 weiter	
auseinander,	 so	 reduziert	 sich	 der	 stichprobenfehler	 (z.b.	 bei	 einem	 ergebnis	 von	 rund	
70%:30%	auf	+/–3.4	und	bei	80%:20%	auf	+/–3.0).

4	vgl.	dazu	longchamp	e.a.,	a.a.o.,	s.	22–23.
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